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I

(Veröjjentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 3795/S1 DES RATES
vom 8 . Dezember 1981

zur Ausdehnung der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 auf Selbständige und ihre Familien­
angehörigen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päisqhen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere . auf
die Artikel 2 , 7 , 51 und 235 ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1408 /71 des
Rates vom 14 . Juni 1971 zur Anwendung der Systeme
der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren
Familien , die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab­
wandern ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2793/ 81 (2), insbesondere auf Artikel 97 ,

auf Vorschlag der Kommission, der nach Anhörung
der Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit
der Wanderarbeitnehmer erstellt wurde,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 3),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses (4),

in Erwägung nachstehender Gründe :
Mit der Verordnung (EWG) Nr . 1390 / 81 J( 5) - wurde
die Verordnung (EWG) Nr. 1408 /71 auf Selbstän­
dige und ihre Familienangehörigen ausgedehnt. Die
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (6), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2793 / 81 ist ,
soweit erforderlich , anzupassen .

Die Ausarbeitung eines Verfahrens zur Durchführung
der Regelung, nach der Personen, die gleichzeitig im
Gebiet eines Mitgliedstaats als Arbeitnehmer und im
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als Selbständiger
tätig sind , in manchen Fällen gleichzeitig den Rechts­
vorschriften jedes dieser Mitgliedstaaten unterliegen,
ist mit Schwierigkeiten verbunden . Es ist daher not­
wendig, die Durchführungsvorschriften für diesen be­
sonderen Fall in einer späteren Verordnung festzule­
gen .

Bei dieser Gelegenheit ist einer Reihe von Änderun­
gen Rechnung zu tragen, die in den Rechtsvorschrif­
ten der Mitgliedstaaten für Arbeitnehmer erfolgt
sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 wird wie folgt geändert :
1 . Der Titel erhält folgende Fassung :

„VERORDNUNG (EWG) Nr. 574/72 DES RATES
vom 21 . März 1972

über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung
der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie ihre

Familienangehörigen, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern"

O- ABl . Nr. L 149 vom 5 . 7 . 1971 , S. 2 .
O ABl . Nr. L 275 vom 29 . 9 . 1981 , S. 1 .
( 3 ) ABl . Nr . C 327 vom 14 . 12 . 1981 , S. 79 .
(4 ) Stellungnahme vom 25 . 11 . 1981 (noch nicht im Amts - ( 5 ) ABl . Nr . L 143 vom 29 . 5 . 1981 , S. 1 .

blatt veröffentlicht). ( 6) ABl . Nr. L 74 vom 27 . 3 . 1972 , S. 1 .
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2 . Artikel 4 : Ordnung dem Träger des in Betracht kommenden
Mitgliedstaats eine Bescheinigung über die Ver­
sicherungs - oder Wohnzeiten vorzulegen, die
nach den Rechtsvorschriften aller anderen Mit­
gliedstaaten zurückgelegt worden sind . Diese Be-r
scheinigung wird auf Antrag der betreffenden
Person von dem oder den Trägern ausgestellt ,
die die Rechtsvorschriften anwenden, nach denen
die Person diese Zeiten zurückgelegt hat ."

4 . Artikel 8 erhält folgende Fassung :

a) In Absatz 8 wird „Artikel 10 Absatz 2 Buch­
stabe d)" durch „Artikel 10a Absatz 1 Buch­
stabe d)" ersetzt .

b) Absatz 10 erhält folgende Fassung :
„( 10) In Anhang 10 sind die Träger oder
Stellen aufgeführt, die von den zuständigen
Behörden insbesondere aufgrund der folgen­
den Vorschriften bezeichnet worden sind :

a) Verordnung : Artikel 14d Absatz 2 , Arti­
kel 17 : ,,Artikel 8

b) Durchführungsverordnung : Artikel 6
Absatz 1 , Artikel 11 Absatz 1 , Artikel IIa,
Artikel 12a , Artikel 13 Absätze 2 und 3 ,
Artikel 14 Absätze 1 , 2 und 3 , Artikel 38
Absatz 1 , Artikel 70 Absatz 1 , Artikel 80
Absatz 2 , Artikel 81 , Artikel 82 Absatz 2 ,
Artikel 85 Absatz 2 , Artikel 86 Absatz 2 ,
Artikel 89 Absatz 1 , Artikel 91 Absatz 2 ,
Artikel 102 Absatz 2 , Artikel 110 , Arti­
kel 113 Absatz 2 ."

c) Folgender Absatz wird hinzugefügt :
„( 11 ) In Anhang 11 sind das System oder
die Systeme aufgeführt, die in Artikel 35 Ab­
satz 2 der Verordnung genannt sind."

3 . Artikel 6 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 9 der Verordnung

Vorschriften für das Zusammentreffen von Ansprüchen
auf Leistungen bei Krankheit oder Mutterschaft nach
den Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten

( 1 ) Hat ein Arbeitnehmer oder Selbständiger
oder einer seiner Familienangehörigen nach den
Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Mitglied­
staaten Anspruch auf Leistungen bei Mutter­
schaft, so werden diese Leistungen ausschließlich
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats
zuerkannt, in dessen Gebiet die Entbindung statt­
gefunden hat, oder, falls sie nicht im Gebiet eines
dieser Mitgliedstaaten stattgefunden hat, aus­
schließlich nach den Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats , die für diesen Arbeitnehmer oder
Selbständigen zuletzt galten .

(2 ) Hät ein Arbeitnehmer oder Selbständiger
nach den Rechtsvorschriften Irlands und des Ver­
einigten Königreichs für dieselbe Dauer der Ar­
beitsunfähigkeit Anspruch auf Leistungen bei
Krankheit , so werden diese, Leistungen aus­
schließlich nach den Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats zuerkannt, die für den Betreffenden
zuletzt galten."

5 . Artikel 8a erhält folgende Fassung :

Artikel 6

„Artikel 8a

Zulassung zur freiwilligen Versicherung oder freiwilligen
Weiterversicherung

( 1 ) Erfüllt eine Person unter Berücksichtigung
des Artikels 9 und des Artikels 15 Absatz 3 der
Verordnung die Voraussetzungen für die Zulas­
sung zur freiwilligen Versicherung oder zur frei­
willigen Weiterversicherung für den Fall der Inva­
lidität;, des Alters oder- des Todes (Renten) auf­
grund der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
in mehreren Versicherungssystemen und ist sie
nicht aufgrund ihrer letzten Beschäftigung oder
selbständigen Tätigkeit in einem dieser Systeme
pflichtversichejrt gewesen, so kann sie aufgrund
der genannten Artikel in dem in den Rechtsvor­
schriften dieses Mitgliedstaats bestimmten System
oder, sofern ein System nicht bestimmt worden
ist, in dem von ihr gewählten System zur freiwil­
ligen Versicherung oder freiwilligen Weiterver­
sicherung zugelassen werden .

(2 ) Eine Person hat für die Inanspruchnahme
der Regelungen nach Artikel 9 Absatz 2 der Ver­

Vorschriften für das Zusammentreffen von Ansprüchen
auf Leistungen bei Krankheit, Arbeitsunfall oder Berufs­
krankheit nach den griechischen Rechtsvorschriften und
den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer anderer
Mitgliedstaaten
Hat ein Arbeitnehmer oder Selbständiger oder
einer seiner Familienangehörigen nach den grie­
chischen Rechtsvorschriften und nach den
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer anderer
Mitgliedstaaten für ein und denselben Zeitraum
Anspruch auf Leistungen bei Krankheit , Arbeits­
unfall oder Berufskrankheit, so werden diese Lei­
stungen ausschließlich nach den Rechtsvorschrif­
ten gewährt, denen der Betreffende zuletzt unter­
lag."
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6 . Artikel 9a erhält folgende Fassung :

„Artikel 9a

fenden Mitgliedstaats eine Berufstätigkeit aus ,
so wird der Anspruch auf die gemäß Artikel
77 oder 78 der Verordnung nach den Rechts­
vorschriften eines anderen Mitgliedstaats ge­
schuldeten Familienbeihilfen ausgesetzt ; in
diesem Fall erhält der Betreffende die Fami­
lienleistungen oder -beihilfen des Mitglied­
staats , in dessen Gebiet die Kinder wohnen,
zu Lasten dieses Mitgliedstaats sowie gegebe­
nenfalls die nicht unter die Familienbeihilfen
fallenden Leistungen im Sinne der Artikel 77
oder 78 der Verordnung zu Lasten des nach
diesen Artikeln zuständigen Staates .

(2 ) Hat ein den Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats unterliegender Arbeitnehmer Anspruch
auf Familienbeihilfen aufgrund früher nach grie­
chischem Recht 7 zurückgelegter Versicherungs­
oder Beschäftigungszeiten , so ruht dieser An­
spruch, wenn während ein und desselben Zeit­
raums für ein und denselben Familienangehörigen
Familienleistungen oder -beihilfen aufgrund der
Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats ge­
mäß den Artikeln 73 und 74 der Verordnung ge­
schuldet werden .

Vorschriften für das Zusammentreffen von Ansprüchen
auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit

Begibt sich ein Arbeitnehmer oder Selbständiger,
der nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats , denen er während seiner letzten Beschäftig
gung oder selbständigen Tätigkeit gemäß Artikel
69 der Verordnung unterlag, Anspruch auf Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit hat, nach Griechen­
land, wo er aufgrund einer früher nach griechi­
schem Recht zurückgelegten Zeit der Versiche­
rung, Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit
ebenfalls Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslo­
sigkeit hat, so ruht der Anspruch auf Leistungen
nach griechischem Recht während des in Artikel
69 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung vorge­
sehenen Zeitraums ."

7 . Artikel 10 wird durch folgende Artikel 10 und
10a ersetzt :

Artikel 10a„Artikel 10

Vorschriften für den Fall, daß für den Arbeitnehmer
oder Selbständigen während ein und desselben Zeit­
raums oder eines Teils eines Zeitraums nacheinander die
Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten galten

( 1 ) Galten für einen Arbeitnehmer oder Selb­
ständigen während eines Zahlungszeitraums , wie
er in den Rechtsvorschriften eines oder zweier be­
teiligter Mitgliedstaaten für die Gewährung von
Familienleistungen oder -beihilfen vorgesehen ist,
nacheinander die Rechtsvorschriften zweier Mit­
gliedstaaten, so sind folgende Vorschriften anzu­
wenden :

a) Die Familienleistungen oder -beihilfen , die der
Betreffende nach den Rechtsvorschriften jedes
dieser Mitgliedstaaten beanspruchen kann,
entsprechen der Anzahl der nach den jeweili­
gen Rechtsvorschriften geschuldeten täglichen
Leistungen oder Beihilfen . Sehen die Rechts­
vorschriften dieser Mitgliedstaaten keine tägli­
chen Familienleistungen oder -beihilfen vor, so
werden diese im Verhältnis der Dauer ge­
währt, während der für die betreffende Person
die Rechtsvorschriften eines jeden Mitglied­
staats unter Berücksichtigung des in den jewei­
ligen Rechtsvorschriften festgelegten Zeit­
raums galten .

b) Hat ein Träger während eines Zeitraums Fa­
milienleistungen oder -beihilfen gewährt, in
dem diese von einem anderen Träger hätten
gewährt werden müssen, so rechnen diese
Träger sie untereinander ab .

Vorschriften für das Zusammentreffen von Ansprüchen
auf Familienleistungen oder -beihilfen für Arbeitnehmer
oder Selbständige

( 1 ) Der Anspruch auf Familienleistungen oder
-beihilfen , die nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats geschuldet werden, nach denen der
Erwerb des Anspruchs auf diese Leistungen oder
Beihilfen nicht von einer Versicherung, Beschäfti­
gung oder selbständigen Tätigkeit abhängig ist,
wird ausgesetzt, wenn während desselben Zeit­
raums für dasselbe Familienmitglied

a) Leistungen nach Artikel 73 oder 74 der Ver­
ordnung geschuldet werden . Übt jedoch der
Ehegatte des unter diese Artikel fallenden Ar­
beitnehmers oder Arbeitslosen im Gebiet des
betreffenden Mitgliedstaats eine Berufstätig­
keit aus , so wird der Anspruch auf die nach
den genannten Artikeln , geschuldeten Familien­
leistungen oder -beihilfen ausgesetzt ; es wer­
den lediglich die Familienleistungen oder -bei­
hilfen des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet das
Familienmitglied wohnt, zu Lasten dieses Mit­
gliedstaats gezahlt ;

b) Leistungen nach Artikel 77 oder 78 der Ver­
ordnung geschuldet werden . Übt jedoch der
Rentner, der Anspruch auf Leistungen nach
Artikel 77 der Verordnung hat, sein Ehegatte
oder die Person, die für die Waisen sorgt, für
die Leistungen nach Artikel 78 der Verord­
nung geschuldet werden, im Gebiet des betref­



Nr. L 378 / 4 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12 . 81

(2 ) Die in Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b)
der Verordnung vorgesehene Genehmigung ist
vom Arbeitgeber zu beantragen .

Artikel IIa

c) Werden die nach Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats zurückgelegten Zeiten der Be­
schäftigung oder selbständigen Tätigkeit in
anderen Einheiten ausgedrückt als denjenigen,
die zur Berechnung der Familienleistungen
oder -beihilfen nach den für den Arbeitnehmer
oder Selbständigen während desselben Zeit­
raums ebenfalls geltenden Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats dienen, so erfolgt
die Umrechnung für die Anwendung der
Buchstaben a) und b) nach Artikel 15 Absatz 3
der Durchführungsverordnung.

d) Abweichend von Buchstabe a) übernimmt im
Rahmen der in Anhang 8 der Durchführungs­
verordnung genannten Beziehungen zwischen
den Mitgliedstaaten der Träger, der die Ko­
sten der Familienleistungen oder -beihilfen
aufgrund der ersten Beschäftigung oder selb­
ständigen Tätigkeit im Verlauf des Bezugs­
zeitraums zu tragen hat, diese Kosten für den
gesamten Zeitraum.

(2) Wechseln die Familienangehörigen eines
Arbeitnehmers , für den die französischen Rechts­
vorschriften gelten , oder eines Arbeitslosen, der
Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach den französi-'
sehen Rechtsvorschriften bezieht, im Laufe des­
selben Kalendermonats ihren Wohnort in einen

-, anderen Mitgliedstaat, so gewährt der zu Beginn
des Monats zur Zahlung der Familienbeihilfen
verpflichtete Träger diese weiterhin für den ge­
samten Monat."

8 . Artikel 11 wird durch folgende Artikel 11 und
IIa ersetzt :

„Durchführung der Aj-tikel 13 bis 17 der
Verordnung

Formvorschriften gemäß Artikel 14a Absatz 1 und Ar­
tikel 14b Absatz 2 der Verordnung und im Falle von
Vereinbarungen gemäß Artikel 17 der Verordnung bei
Ausübung einer Tätigkeit im Gebiet eines anderen als
des Mitgliedstaats, in dem die betreffende Person ge­
wöhnlich eine selbständige Tätigkeit ausübt

( 1 ) Der Träger, den die zuständige Behörde
desjenigen Mitgliedstaats bezeichnet, dessen
Rechtsvorschriften weiterhin anzuwenden sind,
stellt

a) auf Antrag des Selbständigen in den Fällen des
Artikels - 14a Absatz 1 und des Artikels 14b
Absatz 2 der Verordnung,

b) in den Fällen des Artikels 17 der Verordnung
eine Bescheinigung darüber aus , daß und bis zu
welchem Zeitpunkt diese Rechtsvorschriften wei­
terhin für den Selbständigen gelten .

(2) Die in Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b)
der Verordnung vorgesehene Genehmigung ist
vom Selbständigen zu beantragen ."

9 . Artikel 12 erhält folgende Fassung :

„Artikel 12

Artikel 11

Sondervorschriften für die Zugehörigkeit von Arbeit­
nehmern zum deutschen System der sozialen Sicherheit

Gelten für einen Arbeitnehmer, dessen Unterneh­
men oder Arbeitgeber seinen Sitz oder Wohnsitz
nicht im Gebiet Deutschlands hat, aufgrund des
Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe a), des Artikels 14
Absätze 1 und 2 oder des Artikels 14b Absatz 1
der Verordnung oder aufgrund einer nach Artikel
17 der Verordnung geschlossenen Vereinbarung
die deutschen Rechtsvorschriften und hat der Ar­
beitnehmer keine feste Betriebsstätte im Gebiet
Deutschlands , so sind die deutschen Rechtsvor­
schriften so anzuwenden, als wäre der Arbeitneh­
mer an seinem Wohnort im Gebiet Deutschlands
beschäftigt .

Fiat der Arbeitnehmer keinen Wohnort im Gebiet
Deutschlands, so sind die deutschen Rechtsvor­
schriften so anzuwenden, als ob er im Zuständig­
keitsbereich der Allgemeinen Ortskrankenkasse
Bonn, Bonn, beschäftigt wäre."

Formvorschriften bei Entsendung eines Arbeitnehmers
gemäß Artikel 14 Absatz 1 und Artikel 14b Absatz 1
der Verordnung und bei Vereinbarungen gemäß Artikel
17 der Verordnung

( 1 ) Der Träger, den die zuständige Behörde
desjenigen Mitgliedstaats bezeichnet, dessen
Rechtsvorschriften weiterhin anzuwenden sind,
stellt

a) auf Antrag des Arbeitnehmers oder seines Ar­
beitgebers in den Fällen des Artikels 14 Absatz
1 und des Artikels 14b Absatz 1 der Verord­
nung,

b) in den Fällen des Artikels 17 der Verordnung

eine Bescheinigung darüber aus , daß und bis zu
welchem Zeitpunkt diese Rechtsvorschriften wei­
terhin für den Arbeitnehmer gelten .



31 . 12 . 81 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . L 378 / 5

10 . Artikell2a erhält folgende Fassung :

„Artikel 12a

ii ) falls sie Arbeitnehmer ist, in dessen Ge­
biet ihr Unternehmen oder Arbeitgeber
seinen Sitz oder -Wohnsitz hat .

b ) Der letztgenannte Träger erteilt erforder­
lichenfalls dem Träger, der von der zu­
ständigen Behörde des Mitgliedstaats
bezeichnet wurde , dessen Rechtsvorschrif­
ten gelten , die Auskünfte , die für die Fest­
setzung der Beiträge notwendig sind,
welche der oder die Arbeitgeber und/oder
die betreffende Person nach diesen
Rechtsvorschriften schulden .

( 3 ) a) Gelten nach Artikel 14 Absatz 3 oder Ar­
tikel 14a Absatz 3 der Verordnung für
eine Person, die im Gebiet eines Mitglied­
staats bei einem Unternehmen beschäftigt
ist , das seinen Sitz im Gebiet eines ande­
ren Mitgliedstaats hat und durch dessen
Betrieb die gemeinsame Grenze dieser
Staaten verläuft, oder die in einem solchen
Unternehmen eine selbständige Tätigkeit
ausübt, die Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats , in dessen Gebiet das Unter­
nehmen seinen Sitz hat, so stellt der von
der zuständigen Behörde des letzteren
Mitgliedstaats bezeichnete Träger der be­
treffenden Person eine Bescheinigung
darüber aus , daß die Rechtsvorschriften
dieses Mitgliedstaats für sie gelten , und
übermittelt eine Abschrift dieser Bescheini­
gung dem Träger, der von der zuständi­
gen Behörde jedes anderen Mitgliedstaats
bezeichnet wurde,

i) in dessen Gebiet die Person beschäftigt
oder selbständig tätig ist ,

ii) in dessen Gebiet die Person wohnt .

, b) Absatz 2 Buchstabe b) gilt entsprechend .

(4) a) Gelten nach Artikel 14 Absatz 2 Buch­
stabe b) Ziffer ii) der Verordnung für
einen Arbeitnehmer, der nicht im Gebiet
eines der Mitgliedstaaten wohnt, in denen
er seine Tätigkeit ausübt, die Rechtsvor­
schriften des Mitgliedstaats , in dessen Ge­
biet sein Unternehmen oder Arbeitgeber
seinen Sitz oder Wohnsitz hat, so stellt
der von der zuständigen Behörde des letz­
teren Mitgliedstaats bezeichnete Träger
dem Arbeitnehmer eine Bescheinigung
darüber aus , daß die Rechtsvorschriften
dieses Mitgliedstaats für den Arbeitnehmer
gelten , und übermittelt eine Abschrift die­
ser Bescheinigung dem Träger, der von
der zuständigen Behörde jedes anderen
Mitgliedstaats bezeichnet wurde , -
i) in dessen Gebiet der Arbeitnehmer
einen Teil seiner Tätigkeit ausübt,

Vorschriften für die in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe
b), Artikel 14 Absatz 3 , Artikel 14a Absätze 2 bis 4 und
Artikel 14c Absatz 1 Büchstabe a) der Verordnung ge­
nannten Personen, die eine Beschäftigung und/oder
selbständige Tätigkeit gewöhnlich im Gebiet von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten ausüben

Für die Anwendung des Artikels 14 Absatz 2
Buchstabe b), des Artikels 14 Absatz 3 , des Arti­
kels 14a Absätze 2 bis 4 und des Artikels 14c Ab-'
satz 1 Buchstabe a) der Verordnung gilt folgen­
des :

( 1 ) a) Eine Person, die ihre Tätigkeit gewöhn­
lich im Gebiet von zwei oder mehr Mit­
gliedstaaten oder in einem Unternehmen
ausübt, das seinen Sitz im Gebiet eines
Mitgliedstaats hat und durch dessen Be­
trieb die gemeinsame Grenze zweier Mit­
gliedstaaten verläuft, oder die gleichzeitig
im Gebiet eines Mitgliedstaats beschäftigt
und im Gebiet eines anderen Mitglied­
staats selbständig tätig ist, unterrichtet da­
von den von der zuständigen Behörde des­
jenigen Mitgliedstaats bezeichneten Trä­
ger, in dessen Gebiet sie wohnt.

b) Sind die Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats , in dessen Gebiet die Person wohnt,
auf sie nicht anwendbar, so unterrichtet
der von der zuständigen Behörde dieses
Mitgliedstaats bezeichnete Träger seiner­
seits den von der zuständigen Behörde
desjenigen Mitgliedstaats bezeichneten
Träger, dessen Rechtsvorschriften gelten .

(2) a) Gelten nach Artikel 14 Absatz 2 Buch­
stabe b) Ziffer i) oder nach Artikel 14a
Absatz 2 Satz 1 der Verordnung für eine
Person, die gewöhnlich im Gebiet von
zwei oder mehr Mitgliedstaaten beschäf­
tigt oder selbständig tätig ist und die einen ,
Teil ihrer Tätigkeit in dem Mitgliedstaat
ausübt, in dessen Gebiet sie wohnt, die
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats ,
so stellt der von der zuständigen Behörde
dieses Mitgliedstaats bezeichnete Träger
der betreffenden Person eine Bescheini­
gung darüber aus , daß die Rechtsvor­
schriften dieses Mitgliedstaats für sie gel­
ten , und übermittelt eine Abschrift dieser
Bescheinigung dem Träger, der von der
zuständigen Behörde jedes anderen Mit­
gliedstaats bezeichnet wurde ,
i) in dessen Gebiet die Person einen Teil
ihrer Tätigkeit ausübt und/oder,
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(6) a) Stellt der Träger, der von der zuständigen
Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet
wurde, dessen Rechtsvorschriften gemäß
Artikel 14a Absatz 2 oder 3 der Verord­
nung gelten würden, fest, daß Absatz 4
des genannten Artikels gilt, so unterrichtet
er hiervon die zuständigen Behörden der
übrigen beteiligten Mitgliedstaaten oder
die von diesen Behörden bezeichneten
Träger ; Absatz 5 , insbesondere dessen
Büchstabe b), bleibt hiervon unberührt ; er­
forderlichenfalls wird im gemeinsamen
Einvernehmen bestimmt, welche Rechts­
vorschriften für die betreffende Person
maßgebend sind .

b) Die Auskünfte nach Absatz 2 Buchstabe b)
werden dem Träger, der von der zuständi­
gen Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet
wurde, dessen Rechtsvorschriften als maß­
gebend festgestellt werden, von den Trä­
gern der beteiligten Mitgliedstaaten erteilt .

(7) a) Gelten nach Artikel 14c Absatz 1 Buch­
stabe a) der Verordnung für eine Person,
die gleichzeitig im Gebiet eines Mitglied­
staats beschäftigt und im Gebiet eines an­
deren Mitgliedstaats selbständig tätig ist,
die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ,
in dessen Gebiet sie selbständig tätig ist,
so stellt der von der zuständigen Behörde
des letzteren Mitgliedstaats bezeichnete
Träger der betreffenden Person eine Be­
scheinigung darüber aus , daß die Rechts­
vorschriften dieses Mitgliedstaats für sie
gelten , und übermittelt eine Abschrift die­
ser Bescheinigung dem Träger, der von
der zuständigen Behörde jedes anderen
Mitgliedstaats bezeichnet wurde,

. i) in dessen Gebiet die Person selbständig
tätig ist,

ii) " in dessen Gebiet die Person wohnt.

b) Absatz 2 Buchstabe b) gilt entsprechend ."

ii) in dessen Gebiet der Arbeitnehmer
wohnt.

b) Absatz 2 Buchstabe b) gilt entsprechend.

( 5 ) a) Gelten nach Artikel 14a Absatz 2 Satz 2
der Verordnung für eine Person, die ge­
wöhnlich im Gebiet von zwei oder mehr
Mitgliedstaaten selbständig tätig ist, aber
keinen Teil ihrer Tätigkeit im Gebiet des
Mitgliedstaats ausübt, in dem sie wohnt,
die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ,
in dessen Gebiet sie ihre Haupttätigkeit
ausübt, so unterrichtet der Träger, deir
von der zuständigen Behörde des Mit­
gliedstaats bezeichnet wurde, in dessen
Gebiet sie wohnt, unverzüglich die von
den zuständigen Behörden der übrigen be­
teiligten Mitgliedstaaten bezeichneten
Träger.

b) Die zuständigen Behörden der beteiligten
Mitgliedstaaten oder die von diesen zu­
ständigen Behörden bezeichneten Träger
stellen im gemeinsamen Einvernehmen die
auf die betreffende Person anzuwenden­
den Rechtsvorschriften unter Berücksichti­
gung des Buchstaben d) und gegebenen­
falls des Artikels 14a Absatz 4 der Verord­
nung innerhalb von höchstens sechs Mo­
naten ab dem Tage fest, an dem einer der
beteiligten Träger von den die Person be­
treffenden Tatsachen unterrichtet wurde .

c) Der Träger des Mitgliedstaats , dessen
Rechtsvorschriften als für die betreffende
Person maßgebend festgestellt wurden,
stellt dieser Person eine Bescheinigung
darüber aus , daß diese Rechtsvorschriften
für sie gelten , und sendet eine Abschrift
dieser Bescheinigung an die übrigen betei­
ligten Träger.

d) Bei der Bestimmung der Haupttätigkeit
der betreffenden Person nach Artikel 14a
Absatz 2 Satz 3 der Verordnung ist zu
allererst zu berücksichtigen, wo die feste
und ständige Wohnung liegt, von der aus
die betreffende Person ihren Tätigkeiten
nachgeht. Andernfalls sind Merkmale wie
die gewöhnliche Art oder die Dauer der
ausgeübten Tätigkeiten, die Zahl der er­
brachten Dienstleistungen und das Ein­
kommen aus diesen Tätigkeiten heranzu­
ziehen .

e) Die beteiligten Träger tauschen alle Anga­
ben aus , die zur Bestimmung der Haupttä­
tigkeit der betreffenden Person und der
Beiträge erforderlich sind, die nach den
Rechtsvorschriften zu entrichten sind,
welche als für die betreffende Person
maßgebend festgestellt wurden .

11 . Artikel 13 erhält folgende Fassung :

,,Artikel 13

Ausübung des Wahlrechts durch das Geschäftspersonal
der diplomatischen Vertretungen und der konsularischen
Dienststellen

( 1 ) Das Wahlrecht nach Artikel 16 Absatz 2
der Verordnung ist erstmalig innerhalb von drei
Monaten nach dem Tag auszuüben, an dem der
Arbeitnehmer bei der diplomatischen Vertretung
oder der konsularischen Dienststelle eingestellt
worden oder in den persönlichen Dienst von An­
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gehörigen dieser Vertretung oder Dienststelle ge­
treten ist . Die Wahl wird am Tag des Dienstan­
tritts wirksam .

Übt der Arbeitnehmer am Ende eines Kalender­
jahres sein Wahlrecht erneut aus , so wird die
Wahl am ersten Tag des folgenden Kalenderjah­
res wirksam .

(2 ) Der Arbeitnehmer, der von seinem Wahl­
recht Gebrauch macht, zeigt dies dem Träger an,
den die zuständige Behörde des Mitgliedstaats
bezeichnet, für dessen Rechtsvorschriften der Ar­
beitnehmer sich entschieden hat ; gleichzeitig un­
terrichtet dieser seinen Arbeitgeber. Der Träger
unterrichtet erforderlichenfalls alle anderen Trä­
ger desselben Mitgliedstaats gemäß den Weisun­
gen, die die zuständige Behörde dieses Mitglied­
staats erteilt.

( 3 ) Der Träger, den die zuständige Behörde
des Mitgliedstaats bezeichnet, für dessen Rechts­
vorschriften der Arbeitnehmer sich entschieden
hat, stellt diesem eine Bescheinigung darüber aus ,
daß für ihn für die Dauer seiner Beschäftigung in
der betreffenden diplomatischen Vertretung oder
konsularischen Dienststelle oder bei einem An­
gehörigen dieser Vertretung oder Dienststelle die
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats gelten .

(4) Hat der Arbeitnehmer sich für die Anwen­
dung der deutschen Rechtsvorschriften entschie­
den, so sind diese so anzuwenden, als wäre er an
dem Ort beschäftigt, an dem die deutsche Regie­
rung ihren Sitz hat. Die zuständige Behörde be­
stimmt den zuständigen Träger der Krankenver­
sicherung."

12 . Artikel 15 erhält folgende Fassung :

nicht überschneiden . Handelt es sich um Lei­
stungen bei Invalidität, Alter oder Tod (Ren­
ten), die von den Trägern von zwei oder mehr
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 46 Absatz 2 der
Verordnung festzustellen sind, so nimmt jeder
der in Betracht kommenden Träger diese Zu­
sammenrechnung getrennt vor und berücksich­
tigt dabei , soweit Artikel 45 Absätze 2 und 3
und Artikel 46" Absatz 2 Buchstabe c) der Ver­
ordnung nichts anderes bestimmen, sämtliche
Versicherungs- oder Wohnzeiten, die der Ar­
beitnehmer oder Selbständige nach den
Rechtsvorschriften aller Mitgliedstaaten zu­
rückgelegt hat, die für ihn galten ;

b) fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats im Rahmen einer Pflichtver­
sicherung zurückgelegte Versicherungs- oder
Wohnzeit mit einer nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats zurückgeleg­
ten Zeit einer freiwilligen Versicherung oder
freiwilligen Weiterversicherung zusammen, so
wird nur die im Rahmen einer Pflichtversiche­
rung zurückgelegte Zeit berücksichtigt ;

c) fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats zurückgelegte Versicherungs­
oder Wohnzeit, die keine gleichgestellte Zeit
ist, mit einer nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats gleichgestellten
Zeit zusammen, so wird nur die Zeit berück­
sichtigt, die keine gleichgestellte Zeit ist ;

d) jede nach den Rechtsvorschriften von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten gleichgestellte Zeit
wird nur von dem Träger des Mitgliedstaats
berücksichtigt, nach dessen Rechtsvorschriften
der Versicherte zuletzt vor dieser Zeit pflicht­
versichert war ; ist der Versicherte vor dieser
Zeit nicht nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats pflichtversichert gewesen, so
wird sie von dem Träger des Mitgliedstaats

. berücksichtigt, nach dessen Rechtsvorschriften
er nach der betreffenden Zeit zum erstenmal
pflichtversichert war ;

e) kann der Zeitraum, in dem bestimmte Ver­
sicherungs- oder Wohnzeiten nach den
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats zu­
rückgelegt worden sind, nicht genau ermittelt
werden, so ^vird unterstellt, daß diese Zeiten
sich nicht mit Versicherungs- oder Wohnzei­
ten überschneiden, die nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats zurück­
gelegt worden sind ; sie werden bei der Zu­
sammenrechnung berücksichtigt, soweit sie für
diesen Zweck in Betracht gezogen werden
können ;

f) ist nach den Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats die Berücksichtigung gewisser Ver­
sicherungs- oder Wohnzeiten davon abhängig,
daß sie während einer bestimmten Frist zu­

„Artikel 15

( 1 ) Für die Zusammenrechnung der Zeiten
nach Artikel 18 Absatz 1 , Artikel 38 , Artikel 45
Absätze 1 bis 3 , Artikel 64 sowie Artikel 67 Ab­
sätze 1 und 2 der Verordnung gilt folgendes :
a) Den Versicherungs - oder Wohnzeiten, die

nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats zurückgelegt worden sind, werden die
nach den Rechtsvorschriften aller anderen
Mitgliedstaaten zurückgelegten Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten hinzugerechnet, so­
weit dies erforderlich ist, um die nach den
Rechtsvorschriften des erstgenannten Mit­
gliedstaats zurückgelegten Versicherungs­
oder Wohnzeiten für den Erwerb , die Auf­
rechterhaltung oder das Wiederaufleben des
Leistungsanspruchs zu ergänzen ; die Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten dürfen sich jedoch
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legte Versicherungszeiten mehr als drei­
hundertzwölf Tage oder zweiundfünfzig
Wochen oder zwölf Monate oder vier

. Vierteljahre berücksichtigt werden .
b) Handelt es sich bei der betreffenden Person

um einen Arbeitnehmer, für den die Fünftage­
woche galt,
i) so entsprechen einander ein Tag und neun
'Stunden ;

ii) so entsprechen einander fünf Tage und
eine Woche ;

iii ) so entsprechen einander zweiundzwanzig
Tage und ein Monat ;

iv) so entsprechen einander drei Monate ,
dreizehn Wochen, Sechsundsechzig Tage
und ein Vierteljahr ;

v) so werden für die Umrechnung der Wo­
chen in Monate und umgekehrt die Wo­
chen und Monate in Tage umgerechnet ;

vi) so darf die Anwendung der genannten Re­
geln nicht dazu führen', daß als während
eines Kalenderjahrs insgesamt zurückge­
legte Versicherungszeiten mehr als zwei­
hundertvierundsechzig Tage oder
zweiundfünfzig Wochen oder zwölf Mo­
nate oder vier Vierteljahre berücksichtigt
werden ." .

rückgelegt worden sind , so verfährt der Trä­
- ger, der diese Rechtsvorschriften anwendet,
wie folgt :
i ) Er berücksichtigt die nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats zu­
rückgelegten Versicherungs - oder Wohn­
zeiten nur, wenn sie innerhalb dieser Frist
zurückgelegt worden sind, oder

ii) er verlängert - diese Frist um die gesamte
Dauer oder einen Teil der Dauer der nach
den Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats während dieser Frist zurückge­
legten Versicherungs- oder Wohnzeiten,
sofern es sich um Versicherungs- oder
Wohnzeiten handelt, die nach den Rechts­
vorschriften des zweiten Mitgliedstaats le­
diglich die Aussetzung der Frist zur Folge
haben, innerhalb deren Versicherungs­
oder . Wohnzeiten zurückgelegt sein müs­
sen .

(2) Sind - Versicherungs- oder Wohnzeiten
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
zurückgelegt worden, für die diese Verordnung
nicht gilt, sind sie jedoch aufgrund von Rechts­
vorschriften dieses Mitgliedstaats, für die diese
Verordnung gilt, zu berücksichtigen, so gelten
diese Zeiten als Versicherungs - oder Wohnzeiten,
die für die Zusammenrechnung zu berücksichti­
gen sind .

(3 ) Sind Versicherungszeiten, die nach den
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats zurückge­
legt worden sind, in Einheiten ausgedrückt, die
von den in den Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaats vorgesehenen Einheiten abwei­
chen, so werden sie für die Zusammenrechnung
wie folgt umgerechnet :
a) Handelt es sich bei der betreffenden Person

um einen Arbeitnehmer, für den die Sechs­
tagewoche galt, oder um einen Selbständigen,
i) so entsprechen einander ein Tag und acht
Stunden ;

ii) so entsprechen einander sechs Tage und
eine Woche ;

iii) so entsprechen einander sechsundzwanzig
Tage und ein Monat ;

iv) so entsprechen einander drei Monate ,
dreizehn Wochen, achtundsiebzig Tage
und ein Vierteljahr ;

v) so werden für die Umrechnung der Wo­
chen in Monate und umgekehrt die Wo­
chen und Monate in Tage umgerechnet ;

vi) so darf die Anwendung der genannten Re­
geln nicht dazu führen, daß als während
eines Kalenderjahres insgesamt zurückge­

13 . Artikel 16 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 1 8 der Verordnung

Artikel 16

Bescheinigung über Versicherungszeiten

( 1 ) Zur Anwendung von Artikel 18 der Ver­
ordnung hat der Arbeitnehmer oder Selbständige
dem zuständigen Träger eine Bescheinigung über
die Versicherungszeiten vorzulegen, die er nach
den Rechtsvorschriften , die vorher zuletzt für ihn
galten , zurückgelegt hat .

(2) Diese Bescheinigung wird auf Antrag des
Arbeitnehmers oder Selbständigen von dem Trä­
ger oder den Trägern des Mitgliedstaats ausge­
stellt, dessen Rechtsvorschriften vorher zuletzt
für ihn galten . Legt der Arbeitnehmer oder Selb­
ständige die Bescheinigung nicht vor, so fordert
der zuständige Träger sie bei diesem Träger oder
diesen Trägern an .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend,
wenn Versicherungszeiten, die vorher nach den
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zu­
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rückgelegt worden sind , für die Erfüllung der in
den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates
geforderten Voraussetzungen berücksichtigt wer­
den müssen ."

14 . Artikel 17 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 19 der Verordnung

Artikel 1 7

das Krankenhaus und der voraussichtlichen
Dauer des Krankenhausaufenthalts sowie von
dem Tag der Entlassung . Die Mitteilung unter­
bleibt jedoch, wenn dem Träger des Wohnorts
die Kosten der Sachleistungen pauschal erstattet
werden .

(7) Der Träger des Wohnorts unterrichtet den
zuständigen Träger im voraus von jeder Entschei­
dung, die sich auf die Gewährung von Sach­
leistungen bezieht, deren wahrscheinliche oder
tatsächliche Kosten einen von der Verwaltungs­
kommission festgelegten und periodisch überprüf­
ten Pauschbetrag übersteigen . Der zuständige
Träger kann innerhalb von fünfzehn Tagen nach
Absendung dieser Benachrichtigung seine begrün­
dete Ablehnung zugehen lassen ; der Träger des
Wohnorts gewährt die Sachleistungen , sofern er
bis zum Ablauf dieser Frist keinen ablehnenden
Bescheid erhalten hat. Sind solche Sachleistungen
in Fällen äußerster Dringlichkeit zu gewähren , so
benachrichtigt -der Träger des Wohnorts den zu­
ständigen Träger unverzüglich . Die Übermittlung­
der begründeten Ablehnung unterbleibt jedoch,
wenn dem Träger des Wohnorts die Kosten der
Sachleistungen pauschal erstattet werden .

( 8 ) Der. Arbeitnehmer oder Selbständige oder
seine Familienangehörigen haben den Träger des
Wohnorts von jeder Änderung in ihren Verhält­
nissen zu unterrichten, die den Anspruch auf
Sachleistungen ändern kann , insbesondere von
jeder Beendigung oder jedem Wechsel der Be­
schäftigung oder selbständigen Tätigkeit der be­
treffenden Person und von jedem Wechsel des
Wohn- oder Aufenthaltsorts des Arbeitnehmers
oder Selbständigen oder eines Familienangehöri­
gen . Auch der zuständige Träger unterrichtet den
Träger des Wohnorts von der ^ Beendigung der
Versicherungszugehörigkeit oder dem Erlöschen
der Ansprüche des Arbeitnehmers oder Selbstän­
digen - auf Sachleistungen . Der Träger des Wohn­
orts kann vom .zuständigen Träger jederzeit Aus­
künfte über die Versicherungszugehörigkeit oder
die Ansprüche des Arbeitnehmers oder Selbstän­
digen auf Sachleistungen verlangen .
(9) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten
können nach Stellungnahme der Verwaltungs­
kommission andere Durchführungsvorschriften
vereinbaren ."

15 . Artikel 18 erhält folgende Fassung :

Sachleistungen bei Wohnort in einem anderen Mitglied­
Staat als dem zuständigen Staat

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat
für den Bezug von Sachleistungen nach Artikel
19 der Verordnung sich und seine Familienange­
hörigen bei dem Träger des Wohnorts eintragen
zu lassen und dabei eine Bescheinigung darüber
vorzulegen, daß er für sich und seine Familienan­
gehörigen Anspruch auf diese Sachleistungen hat.
Der zuständige Träger stellt diese Bescheinigung
gegebenenfalls aufgrund von Auskünften des Ar­
beitgebers aus . Legt der Arbeitnehmer oder Selb­
ständige oder legen seine Familienangehörigen
diese Bescheinigung nicht vor, so fordert der Trä­
ger des Wohnorts sie beim zuständigen Träger
an .

(2 ) Diese Bescheinigung gilt so lange, bis der
Träger des Wohnorts eine Mitteilung über ihren
Widerruf erhalten hat . Die Bescheinigung eines
französischen Trägers gilt vom Ausstellungstag an
jedoch nur ein Jahr und ist jährlich zu erneuern .

(3 ) Bei Saisonarbeitern gilt die Bescheinigung
nach Absatz 1 für die gesamte voraussichtliche
Dauer der Saisonarbeit, sofern nicht der zustän­
dige Träger den Träger des Wohnorts vor Ablauf
dieses Zeitraums von ihrem Widerruf unterrich­
tet .

(4 ) Der Träger des Wohnorts benachrichtigt
den zuständigen Träger von jeder von ihm gemäß
Absatz 1 vorgenommenen Eintragung .

( 5 ) Die betreffende Person legt bei jedem An­
trag auf Sachleistungen die Nachweise vor, die
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ,
in dessen Gebiet sie wohnt, für die Gewährung
der Sachleistungen erforderlich sind .

(6) Bei Krankenhausaufenthalt unterrichtet der
Träger des Wohnorts innerhalb von drei Tagen,
nachdem er davon Kenntnis erhalten hat, den zu­
ständigen Träger von dem Tag der Aufnahme in

I „Artikel 18
Geldleistungen bei Wohnort in einem anderen Mitglied­
staat als dem zuständigen Staat

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat
für den Bezug von Geldleistungen nach Artikel
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betreffende Person wieder arbeitsfähig ist, so teilt
er der betreffenden Person seine Entscheidung
mit und ^bermittelt gleichzeitig dem Träger des
Wohnorts ein Doppel dieser Entscheidung .

(7) Die betreffende Person teilt dem zuständi­
gen Träger die Wiederaufnahme der Arbeit mit,
sofern die von diesem Träger anzuwendenden
Rechtsvorschriften dies vorsehen .

( 8 ) Der zuständige Träger zahlt die Geldlei­
stungen in jeder geeigneten Weise , insbesondere
durch internationale Postanweisung, und benach­
richtigt den Träger des Wohnorts sowie die be­
treffende Person hiervon . Werden die Geldlei­
stungen zu Lasten des zuständigen Trägers vom
Träger des Wohnorts gezahlt, so unterrichtet der
zuständige Träger die betreffende Person über
ihre Ansprüche und teilt dem Träger des Wohn­
orts die Höhe der Geldleistungen, die Tage , an
denen sie zu zahlen sind, sowie die Höchstdauer
mit, für die die Geldleistungen nach den Rechts­
vorschriften des zuständigen Staates gewährt
werden .

(9) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten
können nach Stellungnahme der Veirwaltungs­
kommission andere Durchführungsvorschriften
vereinbaren."

16 . Artikel 20 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 22 der VerorHnung

19 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung sich
innerhalb von drei Tagen nach Eintritt der Ar­
beitsunfähigkeit an den Träger des Wohnorts zu
wenden und dabei eine Anzeige über die Arbeits­
einstellung oder, wenn die von dem zuständigen
Träger oder von dem Träger des Wohnorts anzu­
wendenden Rechtsvorschriften dies vorsehen,
eine vom behandelnden Arzt ausgestellte Arbeits­
unfähigkeitsbescheinigung vorzulegen .

(2 ) Stellen die behandelnden Arzte des Wohn­
landes keine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen
aus , so wendet sich die betreffende Person inner­
halb der Frist, die in den vom Träger des Wohn­
orts anzuwendenden Rechtsvorschriften festge­
setzt ist, unmittelbar an diesen Träger.
Dieser veranlaßt sofort die ärztliche Feststellung
der Arbeitsunfähigkeit und die Ausstellung der in
Absatz 1 genannten Bescheinigung . Die Beschei­
nigung, in der die voraussichtliche Dauer der Ar­
beitsunfähigkeit anzugeben ist, muß dem zustän­
digen Träger unverzüglich übermittelt werden .

(3 ) Der Träger des Wohnorts führt in den Fäl­
len , in denen Absatz 2 nicht anwendbar ist, so
bald wie möglich, auf jeden Fall innerhalb von
drei Tagen, nachdem sich die betreffende Person
an ihn gewandt hat, die ärztliche Kontrollunter­
suchung dieser Person in gleicher Weise wie bei
seinen eigenen Versicherten durch . Der Träger
des Wohnorts übermittelt dem zuständigen Trä­
ger innerhalb von drei Tagen nach der Kontroll­
untersuchung den Bericht des Arztes , der die
Kontrolluntersuchung durchgeführt hat ; itt dem
Bericht ist insbesondere die voraussichtliche
Dauer der Arbeitsunfähigkeit anzugeben .

(4 ) Der Träger des Wohnorts führt später er­
forderlichenfalls die verwaltungsmäßige oder die
ärztliche Kontrolle der betreffenden Person wie
bei seinen eigenen Versicherten durch . Sobald er
feststellt, daß die betreffende Person wieder ar­
beitsfähig ist, benachrichtigt er sie sowie den zu­
ständigen Träger hiervon unverzüglich und gibt
dabei den Tag an , an dem ihre Arbeitsunfähigkeit
endet . Die Mitteilung an die betreffende Person
ist als Entscheidung anzusehen , die für den zu­
ständigen Träger getroffen worden ist ; Absatz 6
bleibt unberührt .

( 5 ) Der zuständige Träger behält in allen Fäl­
len die Möglichkeit, die betreffende Person durch
einen Arzt seiner Wahl untersuchen zu lassen .

(6) Entscheidet der zuständige Träger, die
Geldleistungen zu versagen, weil die betreffende
Person die nach den Rechtsvorschriften des
Wohnlandes vorgesehenen Formvorschriften
nicht eingehalten hat, oder stellt er fest, daß die

Artikel 20

Sachleistungen bei Aufenthalt in einem anderen Mit­
gliedstaat als dem zuständigen Staat — Sonderfall der
Arbeitnehmer im internationalen Verkehrswesen sowie
ihrer Familienangehörigen

( 1 ) Ein in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a) der
Verordnung genannter Arbeitnehmer im interna­
tionalen Verkehrswesen, der sich in Ausübung
seiner Beschäftigung im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats als des zuständigen Staates befin­
det, hat für den Bezug von Sachleistungen für
sich oder seine ihn begleitenden Familienangehö­
rigen dem Träger des Aufenthaltsorts so bald wie
möglich . eine besondere Bescheinigung vorzule­
gen, die der Arbeitgeber oder sein Vertreter im
Kalendermonat der Vorlage oder in den diesem
vorangehenden zwei Kalendermonaten ausgestellt
haben muß . In dieser Bescheinigung sind insbe­
sondere der Beginn des Arbeitsverhältnisses bei
dem genannten Arbeitgeber sowie Name und Sitz
des zuständigen Trägers anzugeben ; setzen die
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates nicht
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.22 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer i) der Verord­
nung, ausgenommen im Falle des Artikels 20 der
Durchführungsverordnung, dem Träger des Auf­
enthaltsorts eine Bescheinigung darüber vorzule­
gen, daß er Anspruch auf Sachleistungen hat. Der
zuständige Träger stellt diese Bescheinigung auf
Antrag der betreffenden Person möglichst vor de­
ren Ausreise aus dem Gebiet des Mitgliedstaats ,
in dem sie wohnt, aus und gibt gegebenenfalls
insbesondere die Höchstdauer an, für die Sach­
leistungen nach den Rechtsvorschriften des zu­
ständigen Staates gewährt werden . Legt die
betreffende Person die Bescheinigung nicht vor,
so fordert der Träger des Aufenthaltsorts sie beim
zuständigen Träger an .
(2 ) Artikel 17 Absätze 6 , 7 und 9 der Durch­
führungsverordnung gilt entsprechend."

18 . Artikel 22 erhält folgende Fassung :

„Artikel 22

voraus , daß der Arbeitgeber den zuständigen
Träger kennt, so hat der Arbeitnehmer dem Trä­
ger des Aufenthaltsorts Namen und Sitz dieses
Trägers bei der Einreichung seines Antrags
schriftlich mitzuteilen . Hat der Arbeitnehmer
diese Bescheinigung vorgelegt, so gelten die Vor­
aussetzungen für den Anspruch auf Sachleistun­
gen als erfüllt . Ist der Arbeitnehmer nicht in der
Lage, sich vor der ärztlichen Behandlung an den
Träger des Aufenthaltsorts zu wenden, so wird
ihm die Behandlung auf Vorlage der genannten
Bescheinigung gleichwohl so zuteil , als wäre er
bei diesem Träger versichert .
(2) Der Träger des Aufenthaltsorts wendet
sich innerhalb von drei Tagen an den zuständigen
Träger, um festzustellen , ob die betreffende Per­
son die Voraussetzungen für den Anspruch auf
Sachleistungen erfüllt . Der Träger des Aufent­
haltsorts ist verpflichtet, diese Leistungen bis zum
Eingang der Antwort des zuständigen Trägers ,
längstens aber dreißig Tage , zu gewähren .
( 3 ) Der zuständige Träger antwortet dem Trä­
ger des Aufenthaltsorts innerhalb von zehn Tagen
nach Eingang der Anfrage dieses Trägers . Ist die
Antwort zustimmend, so gibt der zuständige Trä­
ger gegebenenfalls die Höchstdauer an, für die
Sachleistungen nach den von ihm anzuwenden­
den Rechtsvorschriften gewährt werden ; der Trä­
ger des Aufenthaltsorts gewährt die Leistungen
weiter .

< (4 ) Anstelle der Bescheinigung nach Absatz 1
kann der dort genannte Arbeitnehmer dem Trä­
ger des Aufenthaltsorts eine Bescheinigung
darüber vorlegen, daß die Voraussetzungen für
den Anspruch auf Sachleistungen erfüllt sind . Der
zuständige Träger stellt diese Bescheinigung aus
und gibt gegebenenfalls insbesondere die Höchstr
dauer an , für die Sachleistungen nach den
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates ge­
währt werden . In diesem Fall sind die Absätze 1 ,
2 und 3 nicht anzuwenden .

(5 ) Artikel 17 Absätze 6 , 7 und 9 der Durch­
führungsverordnung gilt entsprechend .

(6) Die Sachleistungen , die aufgrund der in
Absatz 1 enthaltenen Vermutung gewährt wer­
den , sind gertiäß Artikel 36 Absatz 1 der Verord­
nung zu erstatten ."

17 . Artikel 21 erhält folgende Fassung :

Sachleistungen an Arbeitnehmer oder Selbständige bei
Wohnortwechsel oder Rückkehr in das Wohnland sowie
an Arbeitnehmer oder Selbständige, die die Geneh­
migung haben, sich zur Behandlung in einen anderen
Mitgliedstaat zu begeben
( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat
für den Bezug von Sachleistungen nach Artikel
22 Absatz 1 Buchstabe b) Ziffer i) der Verord­
nung dem Träger des Wohnorts eine Bescheini­
gung darüber vorzulegen, daß er zum "Weiter­
bezug dieser Leistungen berechtigt ist . Der zu­
ständige Träger stellt diese Bescheinigung aus
und gibt darin gegebenenfalls insbesondere die
Höchstdauer an, für die die Sachleistungen nach

. den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates
noch gewährt werden dürfen . Die Bescheinigung
kann auch nach der Abreise der betreffenden, Per­
son auf deren Antrag ausgestellt werden, wenn
ihre vorherige Ausstellung aus Gründen höherer
Gewalt nicht möglich war .
(2) Artikel 17 Absätze 6 , 7 und 9 der Durch­
führungsverordnung gilt entsprechend .
( 3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten in dem in Arti­
kel 22 Absatz 1 Buchstabe c) Ziffer i) der Ver­
ordnung genannten Fall für die Gewährung der
Sachleistungen entsprechend."

19 . Artikel 24 erhält folgende Fassung :

„Artikel 24„Artikel 21

Sachleistungen bei Aufenthalt in einem/ anderen Mit­
gliedstaat als dem zuständigen Staat — Andere als die in
Artikel 20 der Durchführungsverordnung genannten
Arbeitnehmer oder Selbständige

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat
für den Bezug von Sachleistungen nach Artikel

Geldleistungen an Arbeitnehmer oder Selbständige bei
Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als dem
zuständigen Staat
Für die Gewährung der Geldleistungen nach Arti­
kel 22 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii) der Ver­
ordnung gilt Artikel 18 der Durchführungsver­
ordnung entsprechend . Ein Arbeitnehmer oder
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22 . Artikel 33 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 35 Absatz 4 der Ver­
ordnung

Selbständiger, der sich im Gebiet eines Mitglied­
staats aufhält , ohne dort eine berufliche Tätigkeit
auszuüben, .braucht jedoch die in Artikel 18 Ab­
satz 1 der Durchführungsverordnung genannte
Anzeige über die Arbeitseinstellung nicht vorzule­
gen ; die Verpflichtung zur Vorlage einer Beschei­
nigung über die Arbeitsunfähigkeit wird hier­
durch nicht berührt."

20 . Artikel 25 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 23 Absatz 3 der Ver­
ordnung

Artikel 33

Berücksichtigung der Zeit, während der vom Träger
eines anderen Mitgliedstaats bereits Leistungen gewährt
worden sind

Bei Anwendung des Artikels 35 Absatz 4 der Ver­
ordnung kann der Träger eines Mitgliedstaats ,
der Leistungen zu gewähren hat, vom Träger
eines anderen Mitgliedstaats Auskunft darüber
verlangen, für welche Zeit dieser bereits Leistun­
gen für denselben Fall der Krankheit oder der
Mutterschaft gewährt hat."

Artikel 25

23 . Artikel 34 erhält folgende Fassung :

„Erstattung der bei Aufenthalt in einem anderen
Mitgliedstaat entstandenen Kosten durch den zu­

ständigen Träger eines Mitgliedstaats

Artikel 34

Bescheinigung über Familienangehörige, die für die
Berechnung der Geldleistungen zu berücksichtigen sind

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat
für den Bezug von Leistungen nach Artikel 23
Absatz 3 der Verordnung dem zuständigen Trä­
ger eine Bescheinigung über seine Familienange­
hörigen vorzulegen , die ihren "Wohnort im Ge­
biet eines anderen als des Mitgliedstaats haben, in
dem dieser Träger seinen Sitz hat .

(2) Diese Bescheinigung wird vom Träger des
Wohnorts der Familienangehörigen ausgestellt .

Die Bescheinigung gilt vom Ausstellungstag an
zwölf Monate . Sie kann erneuert werden ; in die­
sem Fall beginnt ihre Geltungsdauer mit dem Tag
der Erneuerung.
Die betreffende Person hat dem zuständigen Trä­
ger . sofort jedes Ereignis anzuzeigen, das eine
Änderung der Bescheinigung erfordert. Eine
solche Änderung wird mit dem Tag wirksam, an
dem das Ereignis eingetreten ist .

( 3 ) Der zuständige Träger kann anstelle der
Bescheinigung gemäß Absatz 1 von der betreffen­
den Person die Vorlage neuerer Personenstands­
nachweise über ihre Familienangehörigen verlan­
gen, die ihren Wohnort im Gebiet eines anderen
als des Mitgliedstaats haben, in dem dieser Trä­
ger seinen Sitz hat."

21 . Nach Artikel 32 wird folgendes eingefügt :
„Durchführung des Artikels 35 Absatz 2 der

Verordnung

Artikel 32a

Sondersysteme für bestimmte Selbständige

In Anhang 1 1 werden das System oder die
Systeme aufgeführt, die von Artikel 35 Absatz 2
der Verordnung erfaßt werden ."

(- 1 ) Konnten die Formvorschriften nach Artikel
20 Absätze 1 und 4 sowie nach den Artikeln 21 ,
23 und 31 der Durchführungsverordnung wäh­
rend des Aufenthalts im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats als des zuständigen Staates nicht
eingehalten werden, so sind die entstandenen
Kosten auf Antrag des Arbeitnehmers oder Selb­
ständigen vom zuständigen Träger nach den für
den Träger des Aufenthaltsorts maßgebenden
Sätzen zu erstatten .

(2 ) Der Träger des Aufenthaltsorts erteilt dem
zuständigen Träger auf dessen Verlangen die er­
forderlichen Auskünfte über diese Sätze .

Sind der Träger des Aufenthaltsorts und der zu­
ständige Träger durch ein Abkommen gebunden,
das entweder den Verzicht auf jegliche Erstat­
tung oder eine pauschale Erstattung der nach
Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer i) und
Artikel 31 der Verordnung gewährten Leistungen
vorsieht, so ist der Träger des Aufenthaltsorts
außerdem verpflichtet, dem zuständigen Träger
den Betrag zu überweisen, welcher der betreffen­
den Person nach Absatz 1 zu erstatten ist.

( 3 ) Im JFalle größerer Ausgaben kann der zu­
ständige Träger der betreffenden Person einen
angemessenen Vorschuß zahlen , nachdem diese
ihren Erstattungsantrag bei ihm eingereicht hat."
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24 . Artikel 35 erhält folgende Fassung :

„Einreichung und Bearbeitung der Leistungs­
anträge

Artikel 35

nung,= ausgenommen in den Fällen des Artikels 35
der Durchführungsverordnung, bei dem Träger
des Wohnorts nach Maßgabe der Rechtsvor­
schriften , die dieser Träger anwendet, einen An­
trag zu stellen . Galten diese Rechtsvorschriften
für den Arbeitnehmer oder Selbständigen nicht,
so übermittelt der Träger des Wohnorts den
Antrag dem Täger des Mitgliedstaats , dessen
Rechtsvorschriften zuletzt für den Arbeitnehmer
oder Selbständigen galten ; er gibt hierbei den

" Tag an, an dem der Antrag gestellt wurde . Dieser
Tag gilt als Tag der Antragstellung bei dem letzt­
genannten Träger .

(2 ) Wohnt der Antragsteller im Gebiet eines
Mitgliedstaats , dessen Rechtsvorschriften für den
Arbeitnehmer oder Selbständigen nicht galten , so
kann er seinen Antrag bei dem Träger des Mit­
gliedstaats stellen , dessen Rechtsvorschriften zu­
letzt für den Arbeitnehmer oder Selbständigen
galten .

( 3 ) Wohnt der Antragsteller im Gebiet eines
Nichtmitgliedstaats , so hat er seinen Antrag beim
zuständigen Träger des Mitgliedstaats einzurei­
chen, dessen Rechtsvorschriften für den Arbeit­
nehmer oder Selbständigen zuletzt galten .

Reicht der Antragsteller seinen Antrag beim Trä­
ger des Mitgliedstaats ein , dessen Staatsangehöri­
ger er ist , so übermittelt dieser Träger den Antrag
dem zuständigen Träger.

(4) Ein bei dem Träger eines Mitgliedstaats
gestellter Leistungsantrag hat zur Folge , daß die
Leistungen gleichzeitig nach den Rechtsvorschrif­
ten aller beteiligten Mitgliedstaaten , deren Vor­
aussetzungen der Antragsteller erfüllt, festgestellt
werden ; dies gilt jedoch nicht, wenn der Antrag­
steller gemäß Artikel 44 Absatz 2 der Verord­
nung wünscht, daß die Feststellung der nach den
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitglied­
staaten erworbenen Leistungen bei Alter aufge­
schoben wird ."

26 . Artikel 37 erhält folgende Fassung :

Anträge auf Leistungen bei Invalidität in dem Fall, in
dem für den Arbeitnehmer oder Selbständigen aus­
schließlich die in Anhang TV der Verordnung aufgeführ­
ten Rechtsvorschriften galten, sowie im Fall des Artikels
40 Absatz 2 der Verordnung

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat
für den Bezug von Leistungen nach den Artikeln
37 , 38 und 39 der Verordnung, einschließlich der
in den in Artikel 40 Absatz 2 , Artikel 41 Absatz 1
und Artikel 42 Absatz 2 der Verordnung ge­
nannten ' Fälle , einen entsprechenden Antrag ent­
weder bei dem Träger des Mitgliedstaats , dessen
Rechtsvorschriften bei Eintritt der Arbeitsunfä­
higkeit mit nachfolgender Invalidität oder bei der
Verschlimmerung des Invaliditätszustands für ihn
galten , oder bei dem Träger des Wohnorts zu
stellen , der den Antrag dem erstgenannten Träger
unter Angabe des Tages der Antragstellung über­
mittelt ; dieser Tag gilt als Tag der Antrag­
stellung bei dem erstgenannten Träger. Wurden
jedoch Geldleistungen im Rahmen der Kranken­
versicherung gewährt, so gilt der Tag, an dem
der Zeitraum endet, für den diese Geldleistungen
gewährt wurden, gegebenenfalls als Tag der
Antragstellung .
(2 ) Im Fall des Artikels 41 Absatz 1 Buchstabe
b) der Verordnung teilt der Träger, bei dem der
Arbeitnehmer oder Selbständige zuletzt versichert
war, dem ursprünglich leistungspflichtigen Träger
mit, in welcher Höhe und ab wann die Leistun­
gen nach den von ihm anzuwendenen Rechtsvor­
schriften geschuldet werden . Von diesem Zeit­
punkt an entfallen die vor der Verschlimmerung
des Invaliditätszustandes geschuldeten Leistungen,
oder werden bis auf die Zulage nach Artikel 41
Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung gekürzt .
( 3 ) Im Fall des Artikels 41 Absatz 1 Buchstabe
d) der Verordnung findet Absatz 2 keine Anwen­
dung. In diesem Fall verlangt der Träger, bei dem
der Arbeitnehmer oder Selbständige zuletzt versi­
chert war, vom niederländischen Träger Auskunft
über den von diesem geschuldeten Betrag."

25 . Artikel 36 erhält folgende Fassung :

..Artikel 37

,yArtikel 36

Angaben und Unterlagen zu Leistungsanträgen nach Ar­
tikel 36 der Durchführungsverordnung

Für die Einreichung der Anträge nach Artikel 36
der Durchführungsverordnung gilt folgendes :
a) Dem Antrag sind die erforderlichen Nach­

weise beizufügen ; er ist unter Verwendung des
Formblatts zu stellen , das

i) im Fall des Artikels 36 Absatz 1 in den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in

Anträge auf Leistungen bei Alter und für Hinterbliebene
(mit Ausnahme der Leistungen für Waisen) sowie bei
Invalidität in den von Artikel 35 der Durchführungs­
verordnung nicht erfaßten Fällen

( 1 ) Eine Person hat für den Bezug von Lei­
stungen nach den Artikeln 40 bis 51 der Verord­
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tät ein und stellt der Träger fest, daß Artikel 37
Absatz 1 der Verordnung anzuwenden ist, so for­
dert er erforderlichenfalls bei dem Träger, bei
dem die betreffende Person zuletzt versichert
war, eine Bescheinigung über die Versicherungs­
zeiten an , die sie nach den von diesem Träger an­
zuwendenden Rechtsvorschriften zurückgelegt
hat .

(2 ) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn frühere ,
nach . den Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats zurückgelegte Versicherungszeiten zur
Erfüllung der nach den Rechtsvorschriften des
zuständigen Staates bestehenden Voraussetzun­
gen berücksichtigt werden müssen .

(3 ) Im Falle des Artikels 39 Absatz 3 der Ver­
ordnung übermittelt der Träger, der, den Antrag
bearbeitet hat, diesen mit Unterlagen dem Trä­
ger, bei dem die betreffende Person zuletzt versi -:
chert war.

(4 ) Die Artikel 41 bis 50 der Durchführungs­
verordnung sind bei der Bearbeitung der in den
Absätzen 1 , 2 und 3 genannten Anträge nicht an­
zuwenden."

dem der Antragsteller wohnt, vorgeschrie­
ben ist ; r

ii) im Fall des Artikels 36 Absätze 2 und 3 in
den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ,
die für den Arbeitnehmer oder Selbständi­
gen zuletzt galten , vorgeschrieben ist . ,

b ) Die Richtigkeit der Angaben des Antragstel­
lers ist durch amtliche Unterlagen, die dem
Antrag beizufügen sind , nachzuweisen oder
durch die zuständigen Stellen des Mitglied­
staats , in dem der Antragsteller wohnt, zu be­
stätigen .

c) Der Antragsteller hat, . soweit möglich , ent­
weder den bzw. die Versicherungsträger, bei
dem bzw. denen der Arbeitnehmer oder Selb­
ständige in den Mitgliedstaaten für den Fall
der Invalidität , des Alters und des Todes
(Renten) versichert war, oder, falls es sich um
einen Arbeitnehmer handelt, den bzw. die Ar­
beitgeber anzugeben, bei denen er in den Mit­
gliedstaaten beschäftigt war, und in seinem
Besitz befindliche Arbeitsbescheinigungen vor­
zulegen .

d) Wünscht der Antragsteller gemäß Artikel 44
Absatz 2 der Verordnung, daß die Feststellung
der nach den Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten erworbenen Alters­
renten aufgeschoben wird , so hat er anzuge­
ben , nach welchen Rechtsvorschriften er Lei­
stungen beantragt."

29 . Artikel 42 erhält folgende Fassung :

Artikel 42

27 . Artikel 38 Absatz 2 erhält folgende Fassung :

„(2) Ist im Fall des Absatzes 1 nach den
Rechtsvorschriften , die der in Betracht kom­
mende Träger anwendet, Voraussetzung, daß die
Familienangehörigen mit dem Rentner in häusli­
cher Gemeinschaft leben', so ist bei Nichterfüllung
dieser Voraussetzung der Nachweis , daß die Fa­
milienangehörigen überwiegend vom Antragstel­
ler unterhalten werden, durch Unterlagen zu er­
bringen, aus deneij die regelmäßige Übermittlung
eines Teils des Arbeitsentgelts oder Arbeitsein­
kommens hervorgeht."

Formblätter für die Bearbeitung der Leistungsanträge

( 1 ) Für die Bearbeitung der Leistungsanträge
verwendet der bearbeitende Träger ein Formblatt ,
das insbesondere eine Aufstellung und eine Zu­
sammenfassung der Versicherungs- oder Wohn­
zeiten enthält, die der Arbeitnehmer oder Selb­
ständige nach den Rechtsvorschriften aller betei­
ligten Mitgliedstaaten zurückgelegt hat.

(2) Die Übermittlung dieser Formblätter an die
Träger aller anderen Mitgliedstaaten ersetzt die
Übermittlung von Nachweisen ."

30 . Artikel 43 erhält folgende Fassung :
28 . Artikel 39 erhält folgende Fassung :

„Artikel 43
„Artikel 39

Verfahren bei der Bearbeitung des Antrags durch die be­
teiligten Träger

( 1 ) Der bearbeitende Träger trägt in das in Ar­
tikel 42 Absatz 1 ' der Durchführungsverordnung
vorgesehene Formblatt die Versicherungs - oder
Wohnzeiten ein , die nach den von ihm anzuwen­
denden Rechtsvorschriften zurückgelegt worden

Bearbeitung der Anträge auf Leistungen bei Invalidität
in den Fällen, in denen für den Arbeitnehmer oder Selb­
ständigen ausschließlich die in Anhang IV der Verord­
nung aufgeführten Rechtsvorschriften galten

( 1 ) Reicht ein Arbeitnehmer oder Selbständi­
ger ein'en Antrag auf Leistungen wegen Invalidi­
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benenfalls des Betrages oder der Beträge, der bzw.
die nach den Rechtsvorschriften eines beteiligten
Mitgliedstaats oder mehrerer beteiligter Mitglied­
staaten geschuldet werden, übermittelt der bear­
beitende Träger je eine Ausfertigung des vollstän­
dig ausgefüllten Formblatts jedem = beteiligten
Träger, der den nach Artikel 46 Absatz 2 der
Verordnung berechneten theoretischen und tat­
sächlichen Leistungsbetrag darin einträgt und das
Formblatt dem bearbeitenden Träger zurücksen­
det.

(4) Stellt der bearbeitende Träger bei Erhalt
der Angaben nach Absatz 2 oder 3 fest, daß Arti­
kel 40 Absatz 2 oder Artikel 48 Absatz 2 oder 3
der Verordnung anzuwenden ist, so unterrichtet
er hiervon die anderen beteiligten Träger.

( 5 ) Im Falle des Artikels 37 Buchstabe d) der
Durchführungsverordnung tragen die Träger der
Mitgliedstaaten, deren Rechtsvorschriften für den
Antragsteller galten , bei denen er aber den Auf­
schub der Feststellung der Leistungen beantragt
hat, in das in Artikel 42 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung vorgesehene Formblatt nur die
Versicherungs- oder Wohnzelten ein , die der An­
tragsteller nach den von ihnen anzuwendenden
Rechtsvorschriften zurückgelegt hat."

31 . Artikel 44 erhält folgende Fassung :

sind, und übermittelt eine Ausfertigung des
Formblatts dem Träger der Versicherung im Falle
der Invalidität, des Alters und des Todes (Ren­
ten) jedes Mitgliedstaats , bei dem der Arbeitneh­
mer oder Selbständige versichert war, und fügt
gegebenenfalls die vom Antragsteller eingereich­
ten Arbeitsbescheinigungen bei .

(2) Ist nur ein weiterer Träger beteiligt , so er­
gänzt dieser das genannte Formblatt durch fol -;
gende Angaben : v
a) die Versicherungs- oder Wohnzeiten, die nach

den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschrif­
ten zurückgelegt worden sind,

b ) den Betrag der Leistung, die der Antragsteller
allein aufgrund dieser Versicherungs- oder
Wohnzeiten beanspruchen könnte, upd

c) den nach Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung
berechneten theoretischen und tatsächlichen
Leistungsbetrag .

Das ergänzte Formblatt ist dem bearbeitenden
Träger zurückzusenden .

Besteht ein Leistungsanspruch allein schon auf­
grund der Versicherungs- oder Wohnzeiten, die
nach den von dem Träger des zweiten Mitglied­
staats anzuwendenden Rechtsvorschriften zu­
rückgelegt wurden, und kann der diesen Zeiten
entsprechende Leistungsbetrag unverzüglich er­
mittelt werden, während die Berechnungen nach
Buchstabe c) erheblich längere Zeit beanspru­
chen, so ist dem bearbeitenden Träger das Form­
blatt mit den Angaben nach den Buchstaben a)
und b) zurückzusenden ; die Angaben nach Buch­
stabe c) sind dem bearbeitenden Träger so bald
wie möglich zu übermitteln .

(3 ) Sind zwei oder mehr weitere Träger betei­
ligt, so ergänzt jeder dieser Träger das Formblatt
durch Angabe der Versicherungs- oder Wohnzei­
ten , die nach den von ihm anzuwendenden
Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind ,
und sendet es dem bearbeitenden Träger zurück.

Besteht ein Leistungsanspruch allein schon auf­
grund der Versicherungs - oder Wohnzeiten, die
nach den von einem oder mehreren dieser Träger
anzuwendenden Rechtsvorschriften zurückgelegt
wurden, und kann der diesen Zeiten entspre­
chende Leistungsbetrag unverzüglich ermittelt
werden, so ist dieser Betrag dem bearbeitenden
Träger zusammen mit den Versicherungs- oder
Wohnzeiten mitzuteilen ; erfordert die Ermittlung
dieses Betrages längere Zeit, so ist er dem bear­
beitenden Träger mitzuteilen, sobald er ermittelt
worden ist .

Nach Erhalt sämtlicher Formblätter mit Angabe
der , Versicherungs- oder Wohnzeiten und gege­

Artikel 44

Zur Entscheidung über die Invalidität befugter Träger

( 1 ) Soweit die Absätze 2 und 3 nichts anderes
bestimmen, ist allein der bearbeitende Träger be­
fugt, die in Artikel 40 Absatz 4 der Verordnung
genannte Entscheidung über die Invalidität eines
Antragstellers zu treffen . Er trifft diese Entschei­
dung, sobald erkennbar ist, daß die Vorausset­
zungen für den Anspruch nach den von ihm an­
zuwendenden Rechtsvorschriften, gegebenenfalls
unter Berücksichtigung des Artikels 45 der Ver­
ordnung, erfüllt sind . Er teilt diese Entscheidung
unverzüglich den anderen beteiligten Trägern
mit . „

(2) Sind unter Berücksichtigung des Artikels
45 der Verordnung die Voraussetzungen, die nach
den vom bearbeitenden Träger anzuwendenden
Rechtsvorschriften für den Anspruch bestehen,
abgesehen von den Voraussetzungen, die die In­
validität betreffen, nicht erfüllt, so teilt der bear­
beitende Träger dies dem für Invalidität zuständi­
gen Träger des beteiligten Mitgliedstaats , dessen
Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer oder
Selbständigen zuletzt galten , sofort mit . Dieser
Träger ist befugt, die Entscheidung über die Inva­
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33 . Artikel 51 erhält folgende Fassung :

„Verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle

Artikel 51

lidität des Antragstellers zu treffen, wenn die
Voraussetzungen für den Anspruch nach den von
ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften erfüllt
sind ; er teilt diese Entscheidung den anderen be­
teiligten Trägern unverzüglich mit .

( 3 ) Gegebenenfalls ist unter den gleichen Be­
dingungen bis zu dem für Invalidität zuständigen
Träger des Mitgliedstaats zurückzugehen, dessen
Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer oder
Selbständigen zuerst galten ."

( 1 ) Wenn ein Empfänger , insbesondere von
a) Leistungen bei Invalidität,

b ) Leistungen bei Alter, die wegen Arbeitsunfä­
higkeit gewährt werden,

p) Leistungen bei Alter, die älteren Arbeitslosen
gewährt werden,

d) Leistungen bei Alter, die bei Aufgabe der Be­
rufstätigkeit gewährt werden,

e) Leistungen an Hinterbliebene , die wegen Inva­
lidität oder Arbeitsunfähigkeit gewährt wer­
den,

f) Leistungen, die unter der Voraussetzung ge­
währt werden, daß die Mittel des Empfängers
einen vorgeschriebenen Höchstbetrag nicht
überschreiten ,

sich im Gebiet eines anderen als des Mitglied­
staats , in dem der leistungspflichtige Träger sei­
nen Sitz hat, aufhält oder dort wohnt, so erfolgt
die verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle
auf Verlangen dieses Trägers durch den Träger
des Aufenthalts- oder Wohnorts des Leistungs­
empfängers entsprechend den vom letztgenannten
Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften . Der
leistungspflichtige Träger behält jedoch die Mög­
lichkeit, durch einen Arzt seiner Wahl den Lei­
stungsempfänger untersuchen zu lassen .

(2 ) Wird festgestellt, daß der Empfänger der
in Absatz 1 genannten Leistungen während der
Zeit , in der er diese Leistungen bezieht, beschäf­
tigt ist oder eine selbständige Tätigkeit ausübt
oder seine Arbeitsentgelte oder Arbeitseinkom­
men den vorgeschriebenen Höchstbetrag über­
schreiten , so hat der Träger des Aufenthalts - oder
Wohnorts dem leistungspflichtigen Träger, der
die Kontrolle verlangt hat, hiervon Bericht zu er­
statten . In diesem Bericht müssen insbesondere
Angaben über die Art der von der betreffenden
Person ausgeübten Beschäftigung oder selbständi­
gen Tätigkeit, die Höhe der Arbeitsentgelte oder
Arbeitseinkommen, über die sie während des letz­
ten abgelaufenen Vierteljahres verfügte , das üb­
liche Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen, das
ein Arbeitnehmer oder Selbständiger der Berufs­
gruppe , der die betreffende Person vor ihrer Inva­
lidität angehörte , in demselben Gebiet während
eines von dem leistungspflichtigen Träger festzu­
legenden Bezugszeitraums bezogen hat, sowie ge­
gebenenfalls das Gutachten eines ärztlichen Sach­
verständigen über den Gesundheitszustand der
betreffenden Person enthalten sein ."

32 . Artikel 50 Absatz 1 erhält folgende Fassung :

,,( 1 ) a) i ) Gelten für einen Arbeitnehmer oder
Selbständigen, der Staatsangehöriger
eines Mitgliedstaats ist , die Rechts­
vorschriften eines anderen Mitglied­
staats , so übermittelt der zuständige
Träger der Rentenversicherung des
zweiten Mitgliedstaats zu dem Zeit­
punkt, zu dem die betreffende Per­
son bei diesem Träger eingetragen
wird , der von der zuständigen Be­
hörde dieses Mitgliedstaats bezeich­
neten Stelle alle Angaben zur Person
des Arbeitnehmers oder Selbständi­
geh sowie den Namen des genannten
zuständigen Trägers und die von ihm
zugeteilte Versicherungsnummer un­
ter Verwendung aller ihm zur Verfü­
gung stehenden Mittel .

ii ) Der in Ziffer i) bezeichnete Träger
übermittelt der gemäß Ziffer i) be­
stimmten Stelle nach Möglichkeit
ferner alle Angaben, die die spätere
Feststellung der Renten erleichtern
und beschleunigen können .

iii) Diese Angaben werden der von der
zuständigen Behörde des betreffen­
den Mitgliedstaats bezeichneten
Stelle entsprechend den von der Ver­
waltungskommission festgelegten Be­
dingungen übermittelt .

iv) Für die Anwendung der Ziffern i), ii)
und iii) gelten Staatenlose und
Flüchtlinge als Staatsangehörige des
Mitgliedstaats , dessen Rechtsvor­
schriften zuerst für sie galten .

b ) Die beteiligten Träger stellen auf Antrag
der betreffenden Person oder des Trä­
gers , bei dem sie zu diesem Zeitpunkt
versichert ist , spätestens ein Jahr vor dem
Zeitpunkt, zu dem sie das Rentenalter
erreicht, den Versicherungsverlauf zu­
sammen."
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34 . Artikel 60 erhält folgende Fassung :

„Durchführung der Artikel 52 und 53 der Ver­
ordnung

Artikel 60

dung, die sich auf die Gewährung von Sachlei­
stungen bezieht, deren wahrscheinliche oder tat­
sächliche Kosten einen von der Verwaltungskom­
mission festgelegten und periodisch überprüften
Pauschbetrag übersteigt .
Der zuständige Träger kann innerhalb von fünf­
zehn Tagen nach Absendung dieser Benachrichti­
gung seine begründete Ablehnung zugehen las­
sen ; der Träger des Wohnorts gewährt die Sach­
leistungen, sofern er bis zum Ablauf dieser Frist
keinen ablehnenden Bescheid erhalten hat. Sind
solche Sachleistungen in Fällen äußerster Dring­
lichkeit zu gewähren, so benachrichtigt der Trä­
ger des Wohnorts den zuständigen Träger unver­
züglich .

(7) Die betreffende Person hat den Träger des
Wohnorts von jeder Änderung in ihren Verhält­
nissen zu unterrichten, die den Anspruch auf
Sachleistungen ändern kann, insbesondere von je­
der Beendigung oder jedem Wechsel ihrer Be­
schäftigung und von jedem Wechsel ihres Wohn­
oder Aufenthaltsorts . Auch der zuständige Träger
unterrichtet den Träger des Wohnorts von der
Beendigung der Versicherungszugehörigkeit oder
dem Erlöschen ,der Ansprüche: der betreffenden
Person auf Sachleistungen . Der Träger des
Wohnorts kann vom zuständigen Träger jederzeit
Auskünfte über die Versicherungszugehörigkeit
oder die Ansprüche der betreffenden Person auf
Sachleistungen verlangen .

( 8 ) Für Grenzgänger dürfen Arzneimittel ,
Bandagen, Augengläser, kleinere Hilfsmittel , La­
boranalysen und -Untersuchungen nur im Gebiet
und nach den Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats abgegeben oder durchgeführt werden, in
dem sie yerordnet worden sind .

(9) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten
können nach Stellungnahme der Verwaltungs­
kommission andere Durchführungsvorschriften
vereinbaren."

Sachleistungen bei Wohnort in einem anderen Mitglied­
staat als dem zuständigen Staat

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat
für den Bezug von Sachleistungen nach Artikel
52 Buchstabe a) der Verordnung dem Träger des
Wohnorts eine Bescheinigung darüber vorzule­
gen, daß er -Anspruch auf diese Sachleistungen
hat. Der zuständige Träger stellt diese Bescheini­
gung gegebenenfalls aufgrund von Auskünften
des Arbeitgebers aus . Der Arbeitnehmer oder
Selbständige hat außerdem dem Träger des
Wohnorts^ eine Bestätigung des zuständigen Trä­
gers über den Erhalt der Anzeige des Arbeitsun­
falls bzw. der Berufskrankheit vorzulegen, wenn
die Rechtsvorschriften des zuständigen Staates
dies vorsehen . Legt die betreffende Person diese
Unterlagen nicht vor, so fordert der Träger des
Wohnorts sie beim zuständigen Träger an und
gewährt der betreffenden Person zunächst die
Sachleistungen der Krankenversicherung, sofern
sie die Voraussetzungen hierfür erfüllt .

(2) Die Bescheinigung gilt so lange , bis der
Träger des Wohnorts eine Mitteilung über ihren
Widerruf erhalten hat. Die Bescheinigung eines
französischen Trägers gilt vom Ausstellungstag an
jedoch nur ein Jahr und ist jährlich zu erneuern .

(3 ) Bei Saisonarbeitern gilt die Bescheinigung
nach Absatz 1 für die gesamte voraussichtliche
Dauer der Saisonarbeit, sofern nicht der zustän­
dige Träger den Träger des Wohnorts vor Ablauf
dieses Zeitraums von ihrem Widerruf unterrich­
tet .

(4) Die betreffende Person legt bei jedem An­
trag auf Sachleistungen die Nachweise vor, die
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ,
in dessen Gebiet sie wohnt, für die Gewährung
der Sachleistungen erforderlich sind .

(5 ) Bei Krankenhausaufenthalt unterrichtet der
Träger des Wohnorts innerhalb von drei Tagen,
nachdem er davon Kenntnis erhalten hat, den zu­
ständigen Träger von dem Tag der Aufnahme in
das Krankenhaus und der voraussichtlichen
Dauer des Krankenhausaufenthalts sowie von
dem Tag der Entlassung .

(6) Der Träger des Wohnorts unterrichtet den
zuständigen Träger im voraus von jeder Entschei­

35 . Artikel 61 erhält folgende Fassung :

„Artiker61

Geldleistungen, ausgenommen Renten, bei Wohnort in
einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat
für den Bezug von Geldleistungen, ausgenommen
Renten, nach Artikel 52 Buchstabe b) der Ver­
ordnung sich innerhalb von drei Tagen nach Ein­
tritt der Arbeitsunfähigkeit an den Träger des
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(7) Die betreffende -Person teilt dem zuständi­
gen Träger die Wiederaufnahme der Arbeit mit,
sofern die von diesem Träger anzuwendenden
Rechtsvorschriften dies vorsehen .

( 8 ) Der zuständige Träger zählt die Geldlei­
stungen in jeder geeigneten Weise , insbesondere
durch internationale Postanweisung, und benach­
richtigt den Träger des Wohnorts sowie die be­
treffende Person hiervon . Werden die Geldlei­
stungen zu Lasten des zuständigen Trägers vom
Träger des Wohnorts gezahlt , so unterrichtet der
zuständige Träger die betreffende Person über
ihre Ansprüche und teilt dem Träger des Wohn­
orts die Höhe der Geldleistungen, die Tage, an
denen sie zu zahlen sind, sowie die Höchstdauer
mit, für die die Geldleistungen nach den Rechts­
vorschriften des zuständigen Staates gewährt
werden .

(9) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten
können nach Stellungnahme der Verwaltungs­
kommission andere Durchführungsvorschriften
vereinbaren."

, 36 . Artikel 62 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 55 der Verordnung

Wohnorts zu wenden und dabei . eine Anzeige
über die Arbeitseinstellung oder, wenn die von
dem zuständigen Träger oder von dem Träger
des Wohnorts anzuwendenden Rechtsvorschriften
dies vorsehen, eine vom behandelnden Arzt aus­
gestellte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorzu­
legen .

(2 ) Stellen die behandelnden Ärzte des Wohn­
landes keine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen
aus , so wendet sich die betreffende Person inner­
halb der Frist, die in den vom Träger des Wohn­
orts anzuwendenden Rechtsvorschriften festge­
setzt ist , unmittelbar an diesen Träger .

Dieser veranlaßt sofort die ärztliche Feststellung
der Arbeitsunfähigkeit und die Ausstellung der in
Absatz 1 genannten Bescheinigung . Die Beschei­
nigung, in der die voraussichtliche Dauer der Ar­
beitsunfähigkeit anzugeben ist, muß dem zustän­
digen Träger unverzüglich übermittelt werden .

( 3 ) Der Träger des Wohnorts führt in den Fäl­
len , in denen Absatz 2 nicht anwendbar ist, so
bald wie möglich, auf jeden Fall innerhalb von
drei Tagen , nachdem sich die betreffende Person
an ihn gewandt hat, die ärztliche Kontrollunter­
suchung dieser Person in gleicher Weise wie bei
seinen eigenen Versicherten durch . Der Träger
des Wohnorts übermittelt dem zuständigen Trä^
ger innerhalb von drei Tagen nach der Kontroll­
untersuchung den Bericht des Arztes , der die
Kontrolluntersuchung durchgeführt hat ; in dem
Bericht ist insbesondere die voraussichtliche
Dauer der Arbeitsunfähigkeit anzugeben.

(4) Der Träger des Wohnorts führt später er­
forderlichenfalls die verwaltungsmäßige oder die
ärztliche Kontrolle der betreffenden . Person wie
bei seinen eigenen Versicherten durch . Sobald er
feststellt, daß die betreffende Person wieder ar­
beitsfähig ist, benachrichtigt er sie sowie den zu­
ständigen Träger hiervon unverzüglich und gibt
dabei den Tag an, an dem ihre Arbeitsunfähigkeit ,
endet. Die Mitteilung an die betreffende Person
ist als Entscheidung anzusehen, die für den zu­
standigen Träger getroffen worden ist ; Absatz 6
bleibt unberührt .

(5 ) Der zuständige Träger behält in allen Fäl­
len die Möglichkeit, die betreffende Person durch
einen Arzt seiner Wahl untersuchen zu lassen .

(6) Entscheidet der zuständige Träger, die
Geldleistungen zu versagen, weil die betreffende
Person die nach den Rechtsvorschriften des
Wohnlandes vorgesehenen Formvorschriften
nicht eingehalten hat, oder stellt er fest, daß die
betreffende Person wieder arbeitsfähig ist, so teilt
er dieser seine Entscheidung mit und übermittelt
gleichzeitig dem Träger des Wohnorts ein Dop­
pel davon . .

Artikel -62

Sachleistungen bei Aufenthalt in einem anderen Mit­
gliedstaat als dem zuständigen Staat

( 1 ) Ein in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a) der
Verordnung genannter Arbeitnehmer im interna­
tionalen Verkehrswesen, der sich in Ausübung
seiner Beschäftigung im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats als des zuständigen Staates befin­
det, hat für den Bezug von Sachleistungen dem
Träger des Aufenthaltsorts so bald wie möglich
eine besondere Bescheinigung vorzulegen, die der
Arbeitgeber oder sein Vertreter im Kalendermo­
nat der Vorlage oder in den diesem vorangehen­
den zwei Kalendermonaten ausgestellt haben
muß . In dieser Bescheinigung sind insbesondere
der Beginn des Arbeitsverhältnisses bei dem ge­
nannten Arbeitgeber sowie Name und Sitz des
zuständigen Trägers anzugeben . Hat der Arbeit­
nehmer diese ' Bescheinigung vorgelegt, so gelten
die Voraussetzungen für den Anspruch auf Sach­
leistungen als erfüllt . Ist der Arbeitnehmer nicht
in der Lage, sich vor der ärztlichen Behandlung
an den Träger des Aufenthaltsorts zu wenden, so
wird ihm die Behandlung auf Vorlage der ge­
nannten Bescheinigung gleichwohl so zuteil , als
wäre er bei diesem Träger versichert .
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55 Absatz 1 Buchstabe b) Ziffer i) der Verord­
nung dem Träger des Wohnorts eine Bescheini­
gung darüber vorzulegen, daß er zum Weiterbe­
zug dieser Leistungen berechtigt ist . Der zustän­
dige Träger stellt diese Bescheinigung aus und
gibt darin gegebenenfalls insbesondere die
Höchstdauer an, für die die Sachleistungen nach
den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates
noch gewährt werden dürfen . Die Bescheinigung
kann auch nach der Abreise der betreffenden Per­
son auf deren Antrag ausgestellt werden, wenn
ihre vorherige Ausstellung aus Gründen höherer
Gewalt nicht möglich war.

(2 ) Artikel 60 Absätze 5 , 6 und 9 der Durch­
führungsverordnung gilt entsprechend .

(3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten in dem in Arti­
kel 55 Absatz 1 Buchstabe c) Ziffer i) der Ver­
ordnung genannten Fall für die Gewährung der
Sachleistungen entsprechend."

38 . Artikel 64 erhält folgende Fassung :

(2) Der Träger des Aufenthaltsorts wendet
sich innerhalb von drei Tagen an den zuständigen
Träger, um festzustellen, ob der Arbeitnehmer
die Voraussetzungen für den Anspruch auf Sach­
leistungen erfüllt. Der Träger des Aufenthaltsorts
ist verpflichtet, diese Leistungen bis zum Eingang
der Antwort des zuständigen Trägers , längstens
aber dreißig Tage, zu gewähren .
(3 ) Der zuständige Träger antwortet dem Trä­
ger des Aufenthaltsorts innerhalb von zehn Tagen
nach Eingang der Anfrage dieses Trägers . Ist die
'Antwort zustimmend, so gibt der zuständige Trä­
ger gegebenenfalls die Höchstdauer an, für die
Sachleistungen nach den von ihm anzuwenden­
den Rechtsvorschriften gewährt werden ; der Trä­
ger : des Aufenthaltsorts gewährt die Leistungen
weiter .

(4) Sachleistungen , die aufgrund der in Absatz
1 enthaltenen Vermutung gewährt werden, sind
gemäß Artikel 36 Absatz 1 der Verordnung zu
erstatten .

(5 ) Anstelle der Bescheinigung nach Absatz 1
kann der dort genannte Arbeitnehmer dem Trä­
ger des Aufenthaltsorts die Bescheinigung nach
Absatz 6 vorlegen .

(6) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat
für den Bezug von Sachleistungen nach Artikel
55 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer i) der Verord­
nung, ausgenommen in Fällen , in denen Sachlei­
stungen aufgrund der in Absatz 1 enthaltenen
Vermutung gewährt werden, dem Träger des
Aufenthaltsorts eine Bescheinigung darüber vor­
zulegen, daß er Anspruch auf Sachleistungen hat.
Der zuständige Träger stellt diese Bescheinigung
nach Möglichkeit vor der Ausreise der betreffen­

• den Person aus dem Gebiet des Mitgliedstaats , in
dem sie wohnt, aus und gibt darin gegebenenfalls
insbesondere die Höchstdauer an, für die Sachlei­
stungen nach den Rechtsvorschriften des zustän­
digen Staates gewährt werden . Legt die betref­
fende Person diese Bescheinigung nicht vor, so
fordert der Träger des Aufenthaltsorts sie beim
zuständigen Träger an .
(7) Artikel 60 Absätze 5 , 6 und 9 der Durch­
führungsverordnung gilt entsprechend."

37 . Artikel 63 erhält folgende Fassung :

„Artikel 64

Geldleistungen, ausgenommen Renten, bei Aufenthalt in
einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat

Für die Gewährung anderer Geldleistungen als
Renten nach Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe a)
Ziffer ii) der Verordnung gilt Artikel 61 der
Durchführungsverordnung entsprechend . Der Ar­
beitnehmer oder Selbständige , der sich im Gebiet
eines Mitgliedstaats aufhält, ohne dort eine beruf­
liche Tätigkeit auszuüben, braucht jedoch die in
Artikel 61 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung genannte Anzeige über die Arbeitseinstel­
lung nicht vorzulegen ; die Verpflichtung zur Vor­
lage einer Bescheinigung über die Arbeitsunfähig­
keit wird hierdurch nicht berührt."

39 . Artikel 66 erhält folgende Fassung :

„Artikel 66

„Artikel 63

Zweifel hinsichtlich eines Arbeitsunfalls bzw. einer
Berufskrankheit

( 1 ) Bezweifelt der zuständige Träger, daß im
Fall des Artikels 52 oder des Artikels 55 Absatz 1
der Verordnung die Rechtsvorschriften über Ar­
beitsunfälle oder Berufskrankheiten anzuwenden
sind, so teilt er dies sofort dem Träger des
Wohnorts oder dem Träger des Aufenthaltsorts
mit, der die Sachleistungen gewährt hat ; diese
Sachleistungen gelten sodann als zur Krankenver­
sicherung gehörig und werden als solche auf­

Sachleistungen an Arbeitnehmer oder Selbständige bei
Wohnortwechsel oder Rückkehr in das Wohnland sowie
an Arbeitnehmer oder Selbständige, die die Genehmi­
gung haben, sich zur Behandlung in einen anderen Mit­
gliedstaat zu begeben

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat
für den Bezug von Sachleistungen nach Artikel
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grund der in den Artikeln 20 und 21 der Durch­
führungsverordnung genannten Bescheinigungen
weiterhin gewährt .

(2 ) Ist zu dieser Frage eine endgültige Ent­
scheidung ergangen, so teilt der zuständige Trä­
ger dies sofort dem Träger des "Wohnorts oder
dem Träger des Aufenthaltsorts mit, der die Sach­
leistungen gewährt hat . Handelt es sich nicht um
einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit, so
gewährt der letztgenannte Träger diese Sachlei­
stungen weiterhin im Rahmen der Krankenversi­
cherung, wenn der Arbeitnehmer oder Selbstän­
dige darauf Anspruch hat. Andernfalls gelten die
Sachleistungen, die die betreffende Person im
Rahmen der Krankenversicherung bezogen hat,
als Leistungen bei Arbeitsunfall oder Berufs­
krankheit."

40 . (Betrifft nicht den deutschen Wortlaut)

entsprechenden Begründungen den Betrag , den
dieser Träger infolge der Verschlimmerung über­
nehmen muß , mit der Bitte um Zustimmung
mitzuteilen . Am Ende eines jeden Kalenderjahres
übersendet der erste Träger dem zweiten Träger
eine Aufstellung über die im betreffenden Rech­
nungsjahr gezahlten Geldleistungen und gibt den
Betrag an, den er schuldet ; dieser Träger erstattet
den betreffenden Betrag so bald wie möglich , und
zwar innerhalb von höchstens drei Monaten .

( 3 ) In dem in Artikel 60. Absatz 2 Buchstabe b)
Satz 1 der Verordnung genannten Fall teilt der
zahlungsbeauftragte Träger den beteiligten Trä­
gern unter Angabe der entsprechenden Begrün­
dungen Änderungen an der früheren Aufteilung
mit der Bitte um Zustimmung mit .

(4 ) Absatz 2 gilt in dem in Artikel 60 Absatz 2
Buchstabe b) Satz .2 der Verordnung genannten
Fall entsprechend."

43 . Artikel 72 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 61 Absatz 5 der
Verordnung

Artikel 72

41 . Artikel 70 Absatz 2 erhält folgende Fassung :

„(2) Ist im Fall des Absatzes 1 nach den
Rechtsvorschriften , die der in Betracht kom­
mende Träger anwendet, Voraussetzung, daß die
Familienangehörigen mit - dem Antragsteller in
häuslicher Genleinschaft leben, so ist bei Nichter­
füllung dieser Voraussetzung der Nachweis , daß
die Familienangehörigen überwiegend vom An­
tragsteller unterhalten werden, durch Unterlagen
zu erbringen, aus denen die regelmäßige Über­
mittlung eines Teils des Arbeitsentgelts oder
Arbeitseinkommens hervorgeht."

42 . Artikel 71 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 60 der Verordnung

Artikel 71

Verschlimmerung einer Berufskrankheit

( 1 ) In den in Artikel 60 Absatz 1 der Verord­
nung genannten Fällen hat der Antragsteller dem
Träger des Mitgliedstaats , bei dem er Leistungs­
ansprüche geltend macht, jede Auskunft über die
vorher wegen der betreffenden Berufskrankheit
gewährten Leistungen zu erteilen . Dieser Träger
kann bei jedem Träger, der früher zuständig
gewesen ist, die Auskünfte einholen, die er für
erforderlich hält .

(2) In dem in Artikel 60 Absatz 1 Buchstabe c)
der Verordnung genannten Fall hat der für die
Zahlung der Geldleistungen zuständige Träger
dem anderen beteiligten Träger unter Angabe der

Bemessung des Grades der Erwerbsminderung im Fall
früherer Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten

( 1 ) In dem in Artikel 61 Absatz 5 der Verord­
nung genannten Fall hat der Antragsteller zur Be­
messung des Grades der Erwerbsminderung dem
zuständigen Träger des Mitgliedstaats , dessen
Rechtsvorschriften bei Eintritt des Arbeitsunfalls
oder bei der ersten ärztlichen Feststellung der Be­
rufskrankheit für ihn galten , alle Auskünfte über
Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten zu erteilen ,
die er früher erlitten bzw. sich zugezogen hatte ,
als die Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied­
staats für ihn galten , und zwar ohne Rücksicht
auf die durch diese früheren Fälle verursachte Er­
werbsminderung .

(2) Der zuständige Träger berücksichtigt für
die Begründung des Anspruchs und die Festset­
zung des Leistungsbetrags nach den von ihm an­
zuwendenden Rechtsvorschriften die durch diese
früheren Fälle verursachte Erwerbsminderung .

(3 ) Der zuständige Träger kann bei jedem
Träger, der früher zuständig gewesen ist, die
Auskünfte einholen , die er für erforderlich hält .

"Wurde eine bereits früher vorhandene Erwerbs­
minderung durch einen Unfall verursacht, der
eintrat, als für die betreffende Person die Rechts­
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45 . Artikel 75 erhält folgende Fassung :

„Einreichung und Bearbeitung der Anträge auf
Renten, mit Ausnahme der Renten bei den unter
Artikel 57 der Verordnung fallenden Berufs­

krankheiten

Vorschriften eines Mitgliedstaats galten, die nicht
nach dem Ursprung der Erwerbsminderung un­
terscheiden, so hat der für die bereits früher vor­
handene Erwerbsminderung zuständige Träger
oder die von der zuständigen Behörde des betref­
fenden Mitgliedstaats bezeichnete Stelle auf Ver­
langen des zuständigen Trägers eines anderen
Mitgliedstäats Angaben über die bereits früher
vorhandene Erwerbsminderung zu machen sowie
nach Möglichkeit Auskünfte zu erteilen, anhand
deren festgestellt werden kann, ob die Erwerbs­
minderung Folge eines Arbeitsunfalls im Sinne
der vom Träger des zweiten Mitgliedstaats anzu­
wendenden Rechtsvorschriften war. Ist dies der
Fall , so gilt Absatz 2 entsprechend."

Artikel 75

44 . Artikel 73 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 62 Absatz 1 der
Verordnung

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger oder
seine Hinterbliebenen hat bzw. haben für den Be­
zug einer ilente oder einer Zulage zu einer Rente
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats als dem, in dem sie wohnen , bei dem
zuständigen Träger oder bei dem Träger des
Wohnorts einen Antrag zu stellen , der ihn sodann
dem zuständigen Träger übermittelt . Für die
Einreichung des Antrags gilt folgendes :
a) Dem Antrag sind die erforderlichen Nach­

weise beizufügen ; er ist unter Verwendung ,
der Formblätter zu stellen , die nach den vom
zuständigen Träger anzuwendenden Rechts­
vorschriften vorgeschrieben sind .

b) Die Richtigkeit der Angaben des Antragstel­
lers ist durch amtliche Unterlagen , die dem
Antrag beizufügen sind , nachzuweisen oder
durch die zuständigen Stellen de.s Mitglied­
Staats zu bestätigen, in dessen Gebiet der An­
tragsteller wohnt,

(2 ) = Der zuständige Träger teilt dem Antrag­
steller seine Entscheidung unmittelbar oder über
die Verbindungsstelle des zuständigen Staates
mit ; ein Doppel seines Bescheides übermittelt er
der Verbindungsstelle des Mitgliedstaats , in des­
sen Gebiet der Antragsteller wohnt."

Artikel 73

Träger, an die sich die Arbeitnehmer der Bergwerke
und gleichgestellter Betriebe bei Aufenthalt oder Wohn­
ort in einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen
Staat wenden können

( 1 ) In den Fällen des Artikels 62 Absatz 1 der
Verordnung können die Arbeitnehmer der Berg­
werke und gleichgestellter Betriebe sich an den in
Anhang 3 der Durchführungsverordnung genann­
ten nächstgelegenen Träger in dem Gebiet des
Mitgliedstaats , in dem sie ihren Aufenthalts- oder
Wohnort haben — selbst wenn es sich um einen
Träger des Systems für die Arbeiter der Stahlin­
dustrie handelt — wenden, wenn die Leistungen

. der für die Arbeiter der Stahlindustrie zuständi­
gen Versicherung bei Arbeitsunfällen und Berufs­
krankheiten den Leistungen des Sondersystems
für die Arbeitnehmer der Bergwerke und gleich­
gestellter Betriebe gleichwertig sind ; der betref­
fende Träger ist in diesem Fall zur Gewährung
der Leistungen verpflichtet .

(2) Diese Arbeitnehmer können sich , falls die
Leistungen des Sondersystems für die Arbeitneh­
mer der Bergwerke und gleichgestellter Betriebe
günstiger sind , entweder an den Träger dieses
Systems oder an den nächstgelegenen Träger des
Systems für die Arbeiter der Stahlindustrie in dem
Gebiet des Mitgliedstaats , in dem sie ihren
Aufenthalts- oder Wohnort haben, wenden . Der
betreffende Träger hat im letztgenannten Fall die
betreffende Person darauf hinzuweisen, daß die
Leistungen des Trägers des genannten Sonder­
systems günstiger sind , und ihm Namen und
Anschrift dieses Trägers anzugeben."

46 . Artikel 79 erhält folgende Fassung :

„Artikel 79

Bescheinigung über Zeiten

( 1 ) Zur Anwendung von Artikel 64 der Ver­
ordnung hat der Antragsteller dem zuständigen
Träger eine Bescheinigung über die Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten vorzulegen , die der Ar­
beitnehmer oder Selbständige nach den Rechts­
vorschriften zurückgelegt hat, die zuletzt für ihn
galten .

(2 ) Diese Bescheinigung wird auf Antrag je
nach Fall von dem Träger der Krankenversiche­
rung oder der Altersversicherung ausgestellt, bei
dem der Arbeitnehmer oder Selbständige zuletzt
versichert war. Legt der Antragsteller die Beschei­
nigung nicht vor, so fordert der zuständige Trä­
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ger sie bei dem betreffenden vorgenannten Trä-:
ger an .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend ,
wenn Versicherungs- oder Wohnzeiten, die vor­
her nach den Rechtsvorschriften anderer Mit­
gliedstaaten zurückgelegt worden sind, für die
Erfüllung der in den Rechtsvorschriften des zu­
ständigen Staates geforderten Voraussetzungen
berücksichtigt werden müssen ."

47 . Artikel 80 erhält folgende Fassung :

„ „Durchführung des Artikels 67 der Verordnung

Artikel 80

zuständigen Träger eine Bescheinigung über ihre
Familienangehörigen vorzulegen, die ihren
Wohnort im Gebiet eines anderen als des Mit­
gliedstaats haben, in dem dieser Träger seinen
Sitz hat .

(2) Diese Bescheinigung wird von dem Träger
ausgestellt, den die zuständige Behörde des Mit­
gliedstaats bezeichnet, in dessen Gebiet die Fami­
lienangehörigen ihren Wohnort haben . In ihr ist
zu bescheinigen, daß die Familienangehörigen
nicht für die Berechnung von Leistungen bei Ar­
beitslosigkeit berücksichtigt werden, die einer an­
deren Person nach den Rechtsvorschriften des ge­
nannten Mitgliedstaats geschuldet werden .
Diese Bescheinigung gilt vom Ausstellungstag an
zwölf Monate . Sie kann erneuert werden ; in die­
sem Fall beginnt ihre Geltungsdauer mit dem Tag
der Erneuerung. Die betreffende Person hat dem
zuständigen Träger sofort jedes Ereignis anzuzei­
gen, das eine Änderung der Bescheinigung erfor­
dert . Eine solche Änderung wird mit dem Tag
wirksam, an dem das Ereignis eingetreten ist .

( 3 ) Kann der Träger, der die in Absatz 1 ge­
nannte Bescheinigung ausstellt, nicht bescheini­
gen , daß die Familienangehörigen nicht für die
Berechnung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit
berücksichtigt werden, die einer anderen Person
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats
geschuldet werden, in dessen Gebiet die Fami­
lienangehörigen wohnen, so vervollständigt die
betreffende Person diese Bescheinigung bei ihrer
Vorlage beim zuständigen Träger durch eine Er­
klärung in diesem Sinne .
Absatz 2 Unterabsatz 2 gilt für diese Erklärung
entsprechend."

. Bescheinigung über Versicherungszeiten oder Beschäfti­
gungszeiten

( 1 ) Zur Anwendung von Artikel 67 Absatz 1 , 2
oder 4 der Verordnung hat die betreffende Per­
son dem zuständigen Träger eine Bescheinigung
über die Versicherungs- oder Beschäftigungszei­
ten vorzulegen, die sie nach den Rechtsvorschrif­
ten , die vorher zuletzt für sie galten, als Arbeit­
nehmer zurückgelegt hat, und dabei die ergän­
zenden Angaben zu machen, die nach den von
diesem Träger anzuwendenden Rechtsvorschrif­
ten erforderlich sind .

(2 ) Diese Bescheinigung wird auf Antrag der :
betreffenden Person von dem bei Arbeitslosigkeit
zuständigen Träger des Mitgliedstaats , dessen
Rechtsvorschriften vorher zuletzt für sie galten ,
oder von einem anderen, von der zuständigen Be­
hörde dieses Mitgliedstaats bezeichneten Träger
ausgestellt. Legt die betreffende Person die Be­
scheinigung nicht vor, so fordert der zuständige
Träger sie bei dem betreffenden vorgenannten
Träger an .
(3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend,
wenn Versicherungs - oder Beschäftigungszeiten ,
die die betreffende Person vorher nach den
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten als
Arbeitnehmer zurückgelegt hat, für die Erfüllung
der in den Rechtsvorschriften des zuständigen
Staates geforderten Voraussetzungen berücksich­
tigt werden müssen ."

48 . Artikel 82 erhält folgende Fassung :

49 . (Betrifft nicht den deutschen Wortlaut)

50 . Artikel 85 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 72 der Verordnung

Artikel 85

„Artikel 82

Bescheinigung über Zeiten der Beschäftigung oder selb­
ständiger Tätigkeit

( 1 ) Eine Person hat für die Inanspruchnahme
der Regelung nach Artikel 72 der Verordnung
dem zuständigen Träger eine Bescheinigung über
die Zeiten der Beschäftigung oder selbständiger
Tätigkeit vorzulegen, die sie nach den Rechtsvor­
schriften , die vorher zuletzt für sie galten , zu­
rückgelegt hat .

Bescheinigung über die Familienangehörigen, die bei der
Berechnung der Leistungen zu berücksichtigen sind

( 1 ) Zur Anwendung von Artikel 68 Absatz 2
der Verordnung hat die betreffende Person dem
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(2) Diese Bescheinigung wird auf Antrag der
betreffenden Person entweder von dem für Fami­
lienleistungen zuständigen Träger des Mitglied­
staats , bei dem sie vorher zuletzt versichert war,
oder von einem anderen von der zuständigen Be­
hörde dieses Mitgliedstaats bezeichneten Träger
ausgestellt . Legt die betreffende Person die Be­
scheinigung nicht vor, so fordert der zuständige
Träger sie bei dem betreffenden vorgenannten
Träger an, es sei denn, daß der Träger der Kran­
kenversicherung in der Lage ist, ihm ein Doppel
der in Artikel 16 Absatz 1 der Durchführungsver­
ordnung genannten Bescheinigung zu übersen­
den .

(3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend,
wenn Zeiten der Beschäftigung oder selbständiger
Tätigkeit, die vorher nach den Rechtsvorschriften
anderer Mitgliedstaaten zurückgelegt worden
sind , für die Erfüllung der in den Rechtsvor­
schriften des zuständigen Staates geforderten
Voraussetzungen berücksichtigt werden müssen ."

51 . (Betrifft nicht den deutschen Wortlaut)

( 2 ) Die Bescheinigung nach Absatz 1 gilt vom
Ausstellungstag an drei Monate und ist vom zu­
ständigen Träger von Amts wegen alle drei Mo­
nate zu erneuern .

( 3 ) Bei Saisonarbeitern gilt die Bescheinigung
nach Absatz 1 für die gesamte voraussichtliche
Dauer der Saisonarbeit , sofern nicht der zustän­
dige Träger den Träger des Wohnorts vor Ablauf
dieses Zeitraums von ihrem Widerruf unterrich­
tet .

( 4) Werden nach den Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats , in dessen Gebiet die Familienan­
gehörigen wohnen, die Familienbeihilfen für die
den zurückgelegten Beschäftigungstagen entspre­
chende Anzahl von Tagen gewährt, während der
Anspruch auf die Familienbeihilfen nach den
französischen Rechtsvorschriften für einen gan­
zen Monat erworben wird , so sind die Familien­
beihilfen für einen Monat zu gewähren .

(5 ) Werden im Fall des Absatzes 4 bei der Be­
rechnung der Familienbeihilfen die nach den
französischen Rechtsvorschriften zurückgelegten
Zeiten in Einheiten ausgedrückt, die von den in
den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in des­
sen Gebiet die Familienangehörigen wohnen, vor­
gesehenen Einheiten abweichen , so erfolgt die
Umrechnung gemäß Artikel 15 Absatz 3 der
Durchführungsverordnung .

(6) Der zuständige Träger teilt dem Träger
des Wohnorts der. Familienangehörigen sofort
mit, an welchem Tag der Anspruch der betreffen­
den Person auf Familienbeihilfen erlischt oder an
welchem Tag sie einen Wohnortwechsel aus dem
Gebiet eines Mitgliedstaats in einen anderen Mit­
gliedstaat vornimmt.
Der Träger des Wohnorts der Familienangehöri­
gen kann vom zuständigen Träger jederzeit Aus­
kunft über den Anspruch der betreffenden Person
auf Familienbeihilfen verlangen .
Falls der zuständige Träger es für notwendig
hält, prüft der Träger des Wohnorts auf dessen
Verlangen die in Absatz 1 Unterabsatz 1 ge­
nannte Erklärung nach .

(7) Die Familienangehörigen haben dem Trä­
ger ihres Wohnorts jede Änderung in ihren Ver­
hältnissen, insbesondere jeden Wohnortwechsel ,
mitzuteilen , die den Anspruch auf Familienbeihil­
fen ändern kann."

52 . Artikel 87 erhält folgende Fassung :

„Durchführung des Artikels 73 Absatz 2 der
Verordnung

Artikel 87

Arbeitnehmer, für die die französischen Rechtsvorschrif­
ten gelten

( 1 ) Ein , Arbeitnehmer hat für den Bezug von
Familienbeihilfen nach Artikel 73 Absatz 2 der
Verordnung einen Antrag bei dem zuständigen
Träger zu stellen , der ihm eine Bescheinigung
darüber ausstellt, daß die französischen Rechts­
vorschriften für ihn gelten und er Anspruch auf
Familienbeihilfen hat . -Der Arbeitnehmer hat bei
dieser Gelegenheit eine Erklärung darüber zu un­
terzeichnen, daß kein Anspruch auf Familienbei­
hilfen nach den Rechtsvorschriften des Wohnlan­
des der Familienangehörigen aufgrund einer Er­
werbstätigkeit besteht .

Die Familienangehörigen werden bei dem Träger
ihres. Wohnorts aufgrund der genannten Beschei­
nigung und der Nachweise eingetragen, die nach
den Rechtsvorschriften erforderlich sind, die die­
ser Träger für die Gewährung der Familienbeihil­
fe^n anwendet.

Legen die Familienangehörigen die genannte Be­
scheinigung nicht vor, so fordert der Träger des
Wohnorts sie bei dem zuständigen Träger an .

53 . (Betrifft nicht den deutschen Wortlaut)

54 . (Betrifft nicht den deutschen Wortlaut)
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55 . In Artikel 90 erhalten die Absätze 1 bis 3 folJ
gende Fassung :

„( 1 ) Eine Person hat für den Bezug von Lek
stungen nach Artikel 77 oder 78 der Verordnung
bei dem Träger ihres Wohnorts nach dem Ver­
fahren, das die von diesem Träger anzuwenden­
den Rechtsvorschriften vorsehen, einen entspre­
chenden Antrag zu stellen .

(2) Wohnt der Antragsteller jedoch nicht im
Gebiet des Mitgliedstaats , in dem der zuständige
Träger seinen Sitz hat, so kann er seinen Antrag
entweder bei dem zuständigen Träger oder bei
dem Träger seines Wohnorts , stellen , der den An­
trag sodann dem zuständigen Träger unter An­
gabe des Tages der Antragstellung übermittelt .
Dieser Tag gilt als Tag der Antragstellung bei
dem zuständigen Träger.

(3 ) Stellt der in Absatz 2 genannte zuständige
Träger fest, daß der Anspruch nach den von ihm
anzuwendenden Rechtsvorschriften nicht besteht,
so übermittelt er den Antrag mit allen erforderli­
chen Unterlagen und Angaben unverzüglich dem
Träger des Mitgliedstaats , dessen Rechtsvor­
schriften die längste Zeit für den Arbeitnehmer
oder Selbständigen gegolten haben .
Gegebenenfalls ist nach dem gleichen Verfahren
bis zu dem Träger des Mitgliedstaats zurückzu^
gehen, nach dessen Rechtsvorschriften die betref­
fende Person die kürzeste ihrer Versicherüngs­
oder Wohnzeiten zurückgelegt hat."

Absatz 1 und Artikel 31 der Verordnung genann­
ten Fällen und bei Anwendung des Absatzes 1 gilt
jeweils der Träger des Wohnorts des Familienan­
gehörigen oder des Rentners als zuständiger Trä­
ger.

( 3 ) Geht der tatsächliche Betrag der in Absatz
1 genannten Sachleistungen aus der Rechnungs­
führung des Trägers , der sie gewährt hat, nicht
hervor, so wird der zu erstattende Betrag, falls
keine Vereinbarung nach Absatz 6 besteht, auf
der Grundlage aller geeigneten Bezugsgrößen,
die den verfügbaren Angaben entnommen wor­
den sind, pauschal berechnet . Die Verwaltungs­
kommission beurteilt die Grundlagen für die Be­
rechnung der Pauschalbeträge und stellt deren
Höhe fest .

(4) Für die Erstattung können keine höheren
Sätze berücksichtigt werden als die Sätze , die für
Sachleistungen an Arbeitnehmer oder Selbstän­
dige gelten, die den von dem Träger anzuwen­
denden Rechtsvorschriften unterliegen, der Lei­
stungen nach Absatz 1 gewährt hat .

( 5 ) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Erstat­
tung der nach Artikel 18 Absatz 8 Satz 2 der
Durchführungsverordnung gezahlten Geldleistun­
gen entsprechend .

(6) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die
• zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten
können nach Stellungnahme der Verwaltungs­
kommission vereinbaren, daß die zu erstattenden
Beträge auf andere Weise , insbesondere auf pau­
schaler Grundlage, ermittelt werden ."

57 . Artikel 94 erhält folgende Fassung :

56 . Artikel 93 erhält folgende Fassung :

„Artikel 93

„Artikel 94Erstattung der Leistungen aus der Krankenversicherung
(Krankheit und Mutterschaft) mit Ausnahme der in den
Artikeln 94 und 95 der Durchführungsverordnung ge­
nannten Leistungen

( 1 ) Sachleistungen, die nach Artikel 19 Ab­
sätze 1 und 2 der Verordnung im Gebiet dessel­
ben Mitgliedstaats wohnenden Arbeitnehmern
oder Selbständigen und ihren Familienangehöri­
gen gewährt wurden, sowie Sachleistungen, die
nach Artikel 21 Absatz 2 , Artikel 22 , Artikel 25
Absätze 1 , 3 und 4 , Artikel 26 , Artikel 29 Absatz
1 oder Artikel 31 der Verordnung gewährt wur­
den, erstattet der zuständige Träger dem Träger,
der sie gewährt hat, in Flöhe des tatsächlichen
Betrages , der sich aus der Rechnungsführung die­
ses Trägers ergibt .

(2) In den in Artikel 21 Absatz 2 Unterabsatz
2 , Artikel 22 Absatz 3 Unterabsatz 2 , Artikel 29

Erstattung der Sachleistungen aus der Krankenversiche­
rung (Krankheit und Mutterschaft) an Familienangehö­
rige eines Arbeitnehmers oder Selbständigen, die nicht in
demselben Mitgliedstaat wohnen wie der Arbeitnehmer
oder Selbständige

( 1 ) Die zuständigen Träger erstatten den Trä­
gern, die die Sachleistungen gemäß Artikel 19
Absatz 2 der Verordnung Familienangehörigen
gewährt haben, die nicht im Gebiet desselben
Mitgliedstaats wie der Arbeitnehmer oder Selb­
ständige wohnen, den Betrag dieser Sachleistun­
gen auf der Grundlage eines Pauschbetrags , der
für jedes Kalenderjahr ermittelt wird und der den
tatsächlichen Ausgaben möglichst nahekommt .

(2) Dqr Pauschbetrag wird ermittelt , indem die
jährlichen Durchschnittskosten je Familie mit der
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59 . Artikel 108 erhält folgende Fassung :

„Artikel 108

Nachweis der Eigenschaft des Saisonarbeiters

Der in Artikel 1 Buchstabe c) der Verordnung
genannte Arbeitnehmer hat zum Nachweis der
Eigenschaft des Saisonarbeiters seinen Arbeitsver­
trag mit dem Sichtvermerk der Arbeitsverwaltung
des Mitgliedstaats vorzulegen, in dessen Gebiet er
sich zur Ausübung seiner Beschäftigung begibt
oder in dessen Gebiet er seine Beschäftigung aus­
geübt hat. Werden in diesem Mitgliedstaat keine
Saisonarbeitsverträge abgeschlossen, so stellt der
Träger des Beschäftigungslandes gegebenenfalls
bei Beantragung von Leistungen eine Bescheini­
gung aus , in der anhand der Angaben der betref­
fenden Person der Saisoncharakter der Tätigkeit
bescheinigt wird , die diese ausübt oder ausgeübt
hat."

jährlichen Durchschnittszahl der in Betracht
kommenden Familien vervielfältigt und das Er­
gebnis um 20 v. H. gekürzt wird .

( 3 ) Die zur Ermittlung dieses Pauschbetrags
erforderlichen Berechnungsfaktoren Werden wie
folgt bestimmt :

a) Für die Ermittlung der Jahresdurchschnittsko­
sten je Familie werden für jeden Mitgliedstaat
die jährlichen Aufwendungen für alle Sachlei­
stungen, die sämtlichen Familienangehörigen
der Arbeitnehmer oder Selbständigen, für die
die Rechtsvorschriften des jeweiligen Mit­
gliedstaats gelten , von den Trägern dieses
Mitgliedstaats in den zu berücksichtigenden
Systemen der sozialen Sicherheit gewährt
wurden, durch die Jahresdurchschnittszahl
dieser Arbeitnehmer oder Selbständigen mit
Familienangehörigen geteilt ; die hierbei zu be­
rücksichtigenden Systeme der sozialen Sicher­
heit sind in Anhang 9 der Durchführungsver­
ordnung aufgeführt .

b) In den Beziehungen zwischen den Trägern
zweier Mitgliedstaaten ist die Jahresdurch­
schnittszahl der zu berücksichtigenden Fami­
lien gleich der Jahresdurchschnittszahl der den

, Rechtsvorschriften eines dieser Mitgliedstaaten
unterliegenden Arbeitnehmer oder Selbständi­
gen, deren Familienangehörige für den Bezug
der vom Träger des jweiligen anderen Mit­
gliedstaats zu gewährenden Sachleistungen in
Betracht kommen .

60 . (Betrifft nicht den deutschen Wortlaut)

61 . (Betrifft nicht den deutschen Wortlaut)

62 . Artikel 114 erhält folgende Fassung :

,,Artikel 114

(4 ) Die Zahl der nach Absatz 3 Buchstabe b)
zu berücksichtigenden Familien wird mit Hilfe
eines Verzeichnisses ermittelt , das der Träger des
Wohnorts zu diesem Zweck anhand von Nach­
weisen über die Ansprüche der Berechtigten, die
der zuständige Träger zur Verfügung stellt , führt .
Bei Streitigkeiten werden die Bemerkungen der
beteiligten Träger dem in Artikel 101 Absatz 3
der Durchführungsverordnung genannten Rech­
nungsausschuß vorgelegt .

( 5 ) Die Verwaltungskommission bestimmt die
Verfahren und die Einzelheiten, nach denen die
in den Absätzen 3 und 4 genannten Berechnungs­
faktoren festzulegen sind .

(6) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten
können nach Stellungnahme der Verwaltungs­
kommission vereinbaren, daß die zu erstattenden
Beträge auf andere Weise ermittelt werden ."

Vorläufige Zahlung von Leistungen bei Streitigkeiten
über die anzuwendenden Rechtsvorschriften oder über
den Träger, der die Leistungen zu gewähren hat

Im Fall von Streitigkeiten zwischen den Trägern
oder den zuständigen Behörden von zwei oder
mehr Mitgliedstaaten über die nach Titel II der
Verordnung anzuwendenden Rechtsvorschriften
oder über die Bestimmung des Trägers , der Lei­
stungen zu gewähren hat, bezieht eine Person,
die , wenn solche Streitigkeiten nicht bestünden,
Leistungen beanspruchen könnte , vorläufige Lei­
stungen nach den vom Träger des Wohnorts an­
zuwendenden Rechtsvorschriften oder, wenn die
betreffende Person nicht im Gebiet eines der be­
teiligten Mitgliedstaaten wohnt, nach den Rechts­
vorschriften des Trägers , bei dem der Antrag
zuerst gestellt wurde."

58 . (Betrifft nicht den deutschen Wortlaut) 63 . (Betrifft nicht den deutschen Wortlaut)
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Artikel 2

( 1 ) Die Anhänge 2 , 3 und 10 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 werden wie folgt
geändert :

a) ANHANG 2

i) Abschnitt A :

— Unter Nummer 1 Buchstabe a) Ziffer i), rechte Spalte , wird nach „Arbeitneh­
mer" eingefügt „oder Selbständige".

— Unter Nummer 2 Buchstabe a), linke Spalte , wird nach „ (Arbeiter, Angestellte
und Bergarbeiter)" angefügt „und Invalidität der Selbständigen"; in der rech­
ten Spalte wird nach „Arbeitnehmer" eingefügt „oder Selbständige".

— Unter Nummer 3 , rechte Spalte , wird hinzugefügt „Institut national d'assu­
rances sociales pour travailleurs indépendants , Bruxelles — Rijksinstituut voor
de sociale verzekeringen der zelfstandigen, Brussel (Staatliche Sozialversiche­
rungsanstalt für Selbständige).

— Nummer 4 erhält folgende Fassung :
„4 . Arbeitsunfälle :

a) bis zum Ablauf der Revi­
sionsfrist nach dem Gesetz
vom 10 . April 1971 (Artikel
72):

— Sachleistungen :
i ) Ersatz und Instandhal­
tung von Körperer­
satzstücken : Fonds des accidents du travail ,

Bruxelles — Fonds voor arbeids­
ongevallen , Brussel — (Kasse für
Arbeitsunfälle)

ii ) andere Leistungen als
vorstehend : Versicherer, bei dem der Arbeitgeber

versichert ist

Versicherer, bei dem der Arbeitgeber
versichert ist

— Geldleistungen : Beihilfe

— Zulagen nach der König­
lichen Verordnung vom
21 . Dezember 1971 : Fonds des accidents du travail ,

Bruxelles — Fonds voor arbeids­
ongevallen, Brussel —^ (Kasse für
Arbeitsunfälle)

b) nach Ablauf der Revisionsfri­
sten nach dem Gesetz vom
10 . April 1971 (Artikel 72)
i) Sachleistungen : Fonds des accidents du travail ,

Bruxelles — Fonds voor arbeids­
ongevallen , Brussel — (Kasse für
Arbeitsunfälle)

11 ) Geldleistungen :
— Rente Zugelassene Einrichtung für die Ren­

tenzahlung
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— Zuläge

c) System für die Seeleute und
Fischer :

Fonds des accidents du travail ,
Bruxelles — Fonds voor arbeidsonge­
vallen , Brüssel — (Kasse für Arbeits­
unfälle)

Fonds des accidents du travail ,
Bruxelles — Fonds voor arbeidsonge­
vallen , Brüssel — (Kasse für Arbeits­
unfälle)

Fonds des accidents du travail ,
Bruxelles — Fonds voor arbeidsonge­
vallen , Brüssel — (Kasse für Arbeits­
unfälle)

d) bei NichtVersicherung :

— (Betrifft nicht die deutsche Fassung)

— Unter Nummer 8 , rechte Spalte , wird hinzugefügt „Institut national d'assu­
rances sociales pour travailleurs independants , Bruxelles — Rijksinstituut voor
de sociale verzekeringen der zelfstandigen, Brussel" — (Staatliche Sozialver­
sicherungsanstalt für Selbständige).

ii) In Abschnitt C werden die Nummern 3 bis 5 zu den Nummern 4 bis 6 , und die
folgende Nummer wird eingefügt :
,, 3 . Altershilfe für Landwirte : Landwirtschaftliche Alterskasse

Rheinhessen-Pfalz, Speyer"

iii) Abschnitt D :

Nummer 1 erhält folgende Fassung : "
„ 1 . Bei Anwendung des Artikels 93

Absatz 1 und der Artikel 94 und
95 der Durchführungsverord­
nung :

A. System für Arbeitnehmer :
a) Allgemeines System : Caisse nationale de l'assurance-mala­

die (Staatliche Krankenkasse), Paris

b) System für die Landwirt­
schaft : Caisse centrale de secours mutuels

agricoles (Zentralkasse der Gegensei­
tigkeitshilfe in der Landwirtschaft),
Paris

c) System für den Bergbau : Caisse autonome nationale de sécurité
sociale dans les mines (Staatliche
autonome Knappschaft), Paris
Établissement national des . invalides
de la marine (Staatliche Anstalt für
invalide Seeleute), Paris

d) System für die Seeleute :

B. System für Selbständige :
a) System für nicht in der

Landwirtschaft tätige Selb­
ständige : Caisse nationale d'assurance-maladie

et maternité des travailleurs non sala­
riés des professions non agricoles
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(Staatliche Kranken- und Mutter­
schaftskasse für nicht in der Land­
wirtschaft tätige Selbständige), Saint­
Denis

b) System für die Landwirt­
schaft : Caisse centrale de secours mutuels

agricoles (Zentralkasse der Gegensei­
tigkeitshilfe in der Landwirtschaft),
Paris

Caisse centrale des mutuelles agrico­
les (Zentralkasse der Versicherungen
auf Gegenseitigkeit in der Landwirt­
schaft)

Föderation française des societes d'as­
surances (RAMEX und GAMEX)
(Französischer Verband der Versiche­
rungsgesellschaften) ^
Föderation nationale de la mutualite
française (Landesverband der franzö­
sischen Versicherung auf Gegenseitig­
keit)"

Unter Nummer 4 , Teil I , linke Spalte , wird vor Buchstabe a) folgende Über­
schrift eingefügt :
,,A. System für Arbeitnehmer :"

Nach Buchstabe d) wird folgendes eingefügt :
,,B. System für Selbständige :

a) System für nicht in der
Landwirtschaft tätige Selb­
ständige :
i ) Krankheit, Mutterschaft : Caisse mutuelle régionale (Regionale

Kasse auf Gegenseitigkeit)
u) Alter :

aa) System für Fiandwer­
ker : Caisse nationale de l'organisation

autonome d'assurance-vieillesse des
travailleurs non salaries des profes­
sions artisanales (CANCAVA) (Staat­
liche Kasse der autonomen Altersver­
sicherung der Selbständigen in den
handwerklichen Berufen)
Caisses de base professionnelles ou in­
terprofessionnelles (Ortliche berufs­

, ständische oder gemischtgewerbliche
Kassen)

bb) System für Handel­
und Gewerbetreiben­

de : Caisse nationale de l'organisation
autonome d'assurance-vieillesse des
travailleurs non salariés des profes­
sions industrielles et commerciales
(ORGANIC) (Staatliche Kasse der
autonomen Altersversicherung der
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Selbständigen der gewerblichen und
kaufmännischen Berufe)
Caisses de base professionnelles ou in­
terprofessionnelles (Örtliche berufs­
ständische oder gemischtgewerbliche
Kassen)

cc) System für die freien
Berufe : Caisse nationale d'assurance-vieillesse

des professions libérales (CNAVPL)
— Sections professionnelles (Staat­
liche Kasse für die Altersversicherung
der freien Berufe — Berufsständische
Abteilungen)

dd) System für Anwälte : Caisse nationale des barreaux fran^ais
(CNBF) (Staatliche Kasse der franzö­
sischen Anwälte)

b) System für die Landwirt­
schaft :

i) i Krankheit, Mutterschaft,
Invalidität : Befugter Versicherungsträger, bei

dem der in der Landwirtschaft tätige
Selbständige versichert ist

ii ) Altersversicherung und
Leistungen an den über­
lebenden Ehegatten : :

iii ) Unfälle , Arbeitsunfälle
und Berufskrankheiten :

Caisse de mutualite sociale agricole
(Sozialversicherungskasse auf Gegen­
seitigkeit in der Landwirtschaft)

— Zugelassener Träger, bei dem der
in der Landwirtschaft tätige Selb­
ständige versichert ist

— Für die Departements Moselle ,
Bas-Rhin , Haut-Rhin : Caisse
d'assurance accidents agricoles
(Landwirtschaftliche Unfallver­
sicherungskasse)"

Teil II erhält folgende Fassung :
„II . UBERSEEISCHE DEPARTE­

MENTS

a) System für Arbeitnehmer
(alle Systeme, außer dem Sy­
stem für Seeleute , und alle
Versicherungsfälle , ausge­
nommen Familienleistungen) :
i) im allgemeinen : Caisse générale de sécurité sociale

(Allgemeine Kasse für soziale Sicher­
heit)

ii) bei Rentenzulagen auf­
grund von Arbeitsunfäl­
len , die sich vor dem 1.1 .
1952 in den überseeischen
Departements ereignet
haben : Direction départementale de l'enregi­

strement (Departementsdirektion für
Registrierung)
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b) System für Selbständige :
i) Krankheit, Mutterschaft : Caisse mutuelle régionale (Regionale

" Kasse auf Gegenseitigkeit)
ii) Alter :

— System für Handwer­
ker : ' Caisse nationale de l'organisation

autonome d'assurance-vieillesse des
travailleurs non salariés des profes­
sions artisanales (CANCAVA) (Staat­
liche Kasse der autonomen Altersver­
sicherung der Selbständigen in den
handwerklichen Berufen)

— System für Handel­
und Gewerbetrei­
bende : Caisse interprofessionnelle d'assu­

rance-vieillesse des industriels et com­
merfants d'Algerie et d'outre-mer
(GAVICORG) (Gemischtgewerbliche
Altersversicherungskasse für Handel­
und Gewerbetreibende in Algerien
und Übersee)

— System für die freien
Berufe : Caisse nationale d'assurance-vieillesse

des professions libérales (CNAVPL)
— Sections professionnelles (Staat­
liche Kasse für die Altersversicherung
der freien Berufe — Berufsständische
Abteilungen)

— System für Anwälte : Caisse nationale des barreaux français
(CNBF) (Staatliche Kasse der franzö­
sischen Anwälte)

c) Familienleistungen : Caisse d'allocations familiales (Fami­
lienbeihilfenkasse)

d) System für die Seeleute :
i) Alle Fälle , ausgenommen
Alter und Familienlei­
stungen :

ii) Alter :

Section „Caisse générale de prévoy­
ance des marins" du quartier des af­
faires maritimes (Abteilung „Allge­
meine Vorsorgekasse für Seeleute"
der Schiffahrtsdirektion)
Section „Caisse de retraite des ma­
rins" du quartier des affaires mariti­
mes (Abteilung „Rentenkasse für See­
leute" der Schiffahrtsdirektion)

Caisse d'allocations familiales (Fami­
lienbeihilfenkasse) "

in) Familienleistungen :

iv) Abschnitt G :

— Unter Nummer 1 , linke Spalte , wird vor Buchstabe a) folgende Überschrift
eingefügt :
„A. Arbeitnehmer :"
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— Am Ende von Nummer .1 wird folgendes angefügt :
,, B. Selbständige :

Sachleistungen : Örtlicher Gesundheitsdienst, bei dem
die betreffende Person eingetragen
ist"

— Unter Nummer 2, linke Spalte , wird vor Buchstabe a) folgende Überschrift
eingefügt :
„A. Arbeitnehmer :"

Am Ende von Nummer 2 wird folgendes angefügt :
,,B. Selbständige (auf Röntgenärzte

beschränkt) :
a) Sachleistungen : Örtlicher Gesundheitsdienst, bei dem

die betreffende Person eingetragen ist
b) Körperersatzstücke und grö­

ßere Hilfsmittel , rechtsmedi­
zinische Leistungen und ent­
sprechende Untersuchungen
und Bescheinigungen : Istituto nazionale per l'assicurazione

contro gli infortuni sul lavoro (Staat­
liche Unfallversicherungsanstalt),
Provinzialstellen

Istituto nazionale per l'assicurazione
contro gli infortuni sul lavoro (Staat­
liche Unfallversicherungsanstalt),
Provinzialstellen"

c) Geldleistungen :

Unter Nummer 3 , linke Spalte , wird vor Buchstabe a) folgende Überschrift
eingefügt :
,,A. Arbeitnehmer :"

Am Ende von Nummer 3 wird folgendes angefügt :
,,B. Selbständige :

a) für Ärzte :

b) für Apotheker :

c) für Tierärzte :

d) für Hebammen :

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza medici (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgeeinrichtung für Arzte)
Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza farmacisti (Staatliche Vor­
sorge- und Fürsorgeeinrichtung für
Apotheker)
Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza veterinari (Staatliche Vor­
sorge - und Fürsorgeeinrichtung für
Tierärzte)

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza per le ostetriche (Staatliche
Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung
für Hebammen)

Cassa nazionale di previdenza per gli
ingegneri ed architetti (Staatliche
Vorsorgekasse für Ingenieure und
Architekten)

e) für Ingenieure und Architek­
ten :
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f) für Vermesser :

g) für Anwälte und Rechtsbei­
stände :

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favore dei geometri (Staat­
liche Vorsorge- und Fürsorgekasse
für Vermesser)

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favore degli avvocati e dei
procuratori (Staatliche Vorsorge- und
Fürsorgekasse für; Anwälte und
Rechtsbeistände)

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favóre dei dottori commer­
cialisti (Staatliche Vorsorge- und Für­
sorgekasse für Diplomkaufleute)

h) für Diplomkaufleute :

i) für Buch- und Wirtschafts­
prüfer :

i ) für Sozialrechtsberater :

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favore dei ragionieri e periti
commerciali (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgekasse für Buch- und
Wirtschaftsprüfer)

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza per i consulenti del lavoro
(Staatliche Vorsorge- und Fürsorge­
einrichtung für Sozialrechtsberater)
Cassa nazionale notariato (Staatliche
Kasse für Notare)

Fondo di previdenza a favore degli
spedizionieri doganali {Vorsorgefonds
für Zollagenten)"

k) für Notare :

1) für Zollagenten :

Unter Nummer 5 , linke Spalte , wird nach „Arbeitslosigkeit" hinzugefügt „(bei
Arbeitnehmern)".

Unter Nummer 6 , linke Spalte , wird nach „Familienbeihilfen" hinzugefügt
„(für Arbeitnehmer)".

v) Abschnitt H :

Unter Nummer 1 Buchstabe b) erhält die rechte Spalte folgende Fassung :
„Krankenkasse , bei der der Arbeitnehmer oder .Selbständige aufgrund seiner
beruflichen Tätigkeit versichert ist oder bei der er zuletzt versichert war".

— Die Nummern 2 , 3 und 5 erhalten folgende Fassung :
,2 . Invalidität, Alter, Tod (Renten):

a) für Arbeiter : Etablissement d'assurance contre
la vieillesse et l'invalidité (Alters­
und Invaliditätsversicherungsanstalt),
Luxembourg

b) für Angestellte und selbstän­
dige Angehörige der freien
Berufe : Caisse de pension des employés privés

(Rentenkasse für Privatangestellte),
Luxembourg
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c) für Selbständige in Hand­
werk, Handel und Industrie : Caisse de pension des artisans , des

commer^ants et industriels (Reftten­
kasse für Handwerker, Kaufleute und
Gewerbetreibende), Luxembourg

d) für Selbständige in der Land­
wirtschaft : Caisse de pension agricole (Landwirt­

schaftliche Rentenkasse), Luxem­
bourg

3 . Arbeitsunfall und Berufskrank­
heit :

a) für Arbeitnehmer und Selb­
ständige in der Land- und
Forstwirtschaft : Association d'assurarice contre les ac­

cidents , section agricole et forestiere
(Unfallversicherungsanstalt, land­
und forstwirtschaftliche Abteilung),
Luxembourg

b) in allen anderen Fällen von
Pflicht- oder freiwilliger Ver­
sicherung : Association d'assurance contre les ac­

cidents , section industrielle (Unfall­
versicherungsanstalt, gewerbliche
Abteilung), Luxembourg

5 . Familienleistungen :
a) für Arbeiter : Caisse d'allocations familiales des

ouvriers près l'établissement d'assu­
rance contre la vieillesse et l'invalidité
(Kasse für Familienbeihilfen an Arbei­
ter bei der Alters - und Invaliditätsver­
sicherungsanstalt), Luxembourg
Caisse d'allocations familiales des em­
ployés près la caisse de pension des
employés priyés (Kasse für Familien­
beihilfen an Angestellte bei der
Rentenkasse der Privatangestellten),
Lüxembourg"

b) für Angestellte :

vi ) Abschnitt I :

— Nummer 2 erhält folgende Fassung :
„2 . Invalidität :

a) wenn auch ohne Anwendung
der Verordnung und allein
schon nach den niederländi­
schen Rechtsvorschriften ein
Leistungsanspruch besteht :

1

— für Arbeitnehmer : Bedrijfsvereniging (Berufsgenossen­
• schaft), der der Arbeitgeber des Ver­
sicherten angeschlossen ist

— für Selbständige : Bedrijfsvereniging (Berufsgenossen­
schaft), der der Versicherte ange­
schlossen wäre , wenn er Arbeitneh­
mer beschäftigte
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b) in den übrigen Fällen :
— für Arbeitnehmer und

Selbständige : Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging
(Neue Allgemeine Berufsgenossen­
schaft), Amsterdam"

b) ANHANG 3

i ) Abschnitt A :

— Unter Nummer 2 Buchstabe a), linke Spalte , wird nach „(Arbeiter, Angestellte
und Bergarbeiter)" hinzugefügt „und Invalidität bei Selbständigen".

— Unter Nummer 3 , rechte Spalte , wird hinzugefügt „Institut national d'assu­
rances sociales pour travailleurs independants , Bruxelles — Rijksinstituut voör
de sociale verzekeringen der zelfstandigen, Brüssel (Staatliche Sozialversiche­
rungsanstalt für Selbständige)".

-— Unter Nummer 8 , rechte Spalte , wird hinzugefügt „Institut national d'assu­
rances sociales pour travailleurs independants , Bruxelles — Rijksinstituut voor
de sociale verzekeringen der ^ zelfstandigen, Brüssel (Staatliche Sozialversiche­
rungsanstalt für Selbständige)".

ii) Abschnitt C :

— Unter Nummer 1 Buchstabe b), rechte Spalte , wird in der ersten Zeile
„Arbeitnehmer" durch „die betreffende Person" ersetzt .

— Nummer 4 wird zu Nummer 5 , und folgende Nummer wird eingefügt ;
„4 . Altershilfe für Landwirte : Landwirtschaftliche Alterskasse Rhejn­

hessen-Pfalz , Speyer"

iii) Abschnitt D erhält folgende Fassung :

„D. FRANKREICH

I. MUTTERLAND

A. System für Arbeitnehmer

1 . Andere Fälle als Arbeitslosigkeit
und Familienleistungen :

a) im allgemeinen : Caisse primaire d'assurance-maladie
(örtliche Krankenkasse) des Wohn­
orts oder des Aufenthaltsorts

b) bei Anwendung des Artikels
19 Absätze 1 und 2 in Ver­
bindung mit Artikel 35 Ab­
satz 1 der Verordnung hin­
sichtlich der Sachleistungen
der Versicherung des Berg­
bausystems bei Krankheit,
Mutterschaft, Invalidität ,
Tod (Beihilfen): , Société de secours minière (Knapp­

schaftsverein) des Wohnorts der be­
treffenden Persön

c) bei Anwendung des Artikels
35 der Durchführungsver­
ordnung :
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i) allgemeines System :
aa) im allgemeinen, oh­

ne Paris und den
Raum Paris :

für Paris und den
Raum Paris :

Caisse primaire d'assurance-maladie
(örtliche Krankenkasse)

Caisse regionale d'assurance-maladie
(Regionalkrankenkasse), Paris

bb) Sonderregelung \
nach den Artikeln L
365 bis L 382 des
Code de la securite
sociale (Sözialversi­
cherungsordnung) : Caisse régionale d'assurance-maladie

(Regionalkrankenkasse), Strasbourg
ii) ■ landwirtschaftliches Sy­

stem : Caisse de mutualite sociale agricole
(Gegenseitigkeitskasse der Sozialver­
sicherung in der Landwirtschaft)

111 ) Bergbausystem : Caisse autonome nationale de sécurité
sociale dans les mines (Staatliche
autonome Knappschaft), Paris

d) bei Anwendung des Artikels
36 der Durchführungsver­
ordnung, wenn es sich um
Invaliditätsrenten handelt :

i) im allgemeinen, ohne
Paris und den Raum
Paris : Caisse primaire d'assurance-maladie

(örtliche Krankenkasse) -

Caisse régionale d'assurance-maladie
(Regionalkrankenkasse), Paris

für Paris und den Raum
Paris :

ii) Sonderregelung nach den
Artikeln L 365 bis L 382 :
des Code de la sécurité :
sociale (Sozialversiche­
rungsordnung) : Caisse régionale d'assurance-maladie

(Regionalkrankenkasse), Strasbourg
e) bei Anwendung des Artikels

36 der Durchführungsver­
ordnung, wenn es sich um
Altersrenten handelt :

i) allgemeines System :
aa) im allgemeinen, oh­

denne Paris und
Raum Paris :

für Paris und den
Raum Paris :

Caisse régionale d'assurance-maladie ,
branche vieillesse (Regionalkranken­
kasse , Abteilung Altersversicherung)

Caisse nationale d'assurance-vieillesse
des travailleurs salariés (Staatliche
Kasse für Altersversicherung der Ar­
beitnehmer), Paris

bb) Sonderregelung
nach den Artikeln L
365 bis L 382 des

X
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Code de la sécurité
sociale (Sozialversi­
cherungsordnung) : Caisse régionale d'assurance-vieillesse

(Regionalkasse für Altersversiche­
rung), Strasbourg

ii) landwirtschaftliches Sy­
stem : Caisse centrale de secours mutuels

agricoles (Zentralkasse der Gegensei­
tigkeitshilfe in der Landwirtschaft),
Paris

iii ) Bergbausystem : Caisse autonome nationale de sécurité
sociale dans lés mines (Staatliche
autonome Knappschaft), Paris

Caisse primaire d'assurance-maladie
(örtliche Krankenkasse)

f) bei Anwendung des Artikels
75 der Durchführungsver­
ordnung :

2 . Arbeitslosigkeit :
a) bei Anwendung der Artikel

80 und 81 sowie des Arti­
kels 82 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung : Direction departementale du travail et

de la main-d'oeuvre (Departementsdi­
rektion für Arbeit und Arbeitskräfte)
des Beschäftigungsorts , für den die
Bescheinigung beantragt wird
Örtliche Abteilung des staatlichen
Arbeitsamts

Gemeindeverwaltung des Wohnorts
der Familienangehörigen

b) bei Anwendung des Artikels
83 Absätze 1 und 2 sowie
des Artikels 97 der Durch­
führungsverordnung : Association pour l'emploi -dans l'indu­

strie et le commerce (ASSEDIC)
(Verband für Beschäftigung in Han­
del und Gewerbe) des Wohnorts der
betreffenden Person

c) bei Anwendung des Artikels
84 der Durchführungsver­
ordnung :
i) Vollarbeitslosigkeit : Association pour l'emploi dans l'indu­

strie et le commerce (ASSEDIC)
(Verband für Beschäftigung in Han­
del und Gewerbe) des Wohnorts der
betreffenden Person

ii) Kurzarbeit : Direction départementale du travail et
de la main-d'oeuvre (Departementsdi­
rektion für Arbeit und Arbeitskräfte)
des Beschäftigungsorts der betreffen­
den Person

d) bei Anwendung des Artikels
89 der Durchführungsver­
ordnung : Direction départementale du travail et

de la main-d'œuvre (Departementsdi­
rektion für Arbeit und Arbeitskräfte)
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B. System für Selbständige :
1 . Krankheit , Mutterschaft :

im allgemeinen : Mit den regionalen Gegenseitigkeits­
kassen vertraglich verbundene Träger

2 . Bei Anwendung des Artikels 35
der Durchführungsverordnung ,*
wenn es sich um das System
der Landwirtschaft handelt : Caisse de mutualite sociale agricole

(Gegenseitigkeitskasse der Sozialver­
sicherung in der Landwirtschaft) und
jeder andere entsprechend befugte
Versicherungsträger

3 . Bei Anwendung des Artikels 36
der Durchführungsverordnung,
wenn es sich um Altersrenten
handelt :

a) System für Handwerker : Caisse nationale de l'organisation
autonome d'assurance-vieillesse des
travailleurs non salariés des profes­
sions artisanales (CANCAVA) (Staat­
liche Kasse der autonomen Altersver­
sicherung der Selbständigen in den
handwerklichen Berufen), Paris

b) System für Handel- und
Gewerbetreibende :

Caisses de base professionelles (Ört­
liche berufsständische Kassen)

Caisse nationale de l'organisation
autonome d'assurance-vieillesse des
travailleurs non salaries des profes­
sions industrielles et commerciales
(ORGANIC) (Staatliche Kasse der
autonomen Altersversicherung der
Selbständigen der gewerblichen und
kaufmännischen Berufe)
Caisses de base professionnelles ou in­
terprofessionnelles (Örtliche berufs­
ständische oder gemischtgewerbliche
Kassen)

c) System für die freien Be­
rufe : Caisse nationale d'assurance-vieillesse

des professions libérales (CNAVPL)
— Sections professionnelles (Staat­
liche Kasse für die Altersversicherung
der freien Berufe T— Berufsständische
Abteilungen)

d) System für Anwälte :

e) landwirtschaftliches System :

Caisse nationale des barreaux franfais
(CNBF) (Staatliche Kasse der franzö­
sischen Anwälte)

Caisse nationale d'assurance-vieillesse
mutuelle agricole (Staatliche Kasse
für die Altersversicherung auf Gegen­
seitigkeit in der Landwirtschaft)
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C. System der Seeleute :

a) bei Anwendung des Artikels 27
der Verordnung, wenn es sich
um das System der Seeleute
handelt : Section „Caisse générale de prévoy­

ance des marins" du quartier des af­
faires maritimes (Abteilung „Allge­
meine Vorsorgekasse für Seeleute"
der Schiffahrtsdirektion)

b) bei Anwendung des Artikels 35
der Durchführungsverordnung : Section „Caisse générale de prévoy­

ance des marins" du quartier des af­
faires maritimes (Abteilung „Allge­
meine Vorsorgekasse für Seeleute"
der Schiffahrtsdirektion) =

Caisse d'allocations familiales (Fami­
lienbeihilfenkasse) des "Wohnorts der
betreffenden Person

D. Familienleistungen :

II . UBERSEEISCHE DEPARTEMENTS

A. System für Arbeitnehmer :
Andere Fälle als Familienleistun­
gen :

— im allgemeinen : Caisse générale de sécurité sociale
(Allgemeine Kasse für soziale Sicher­
heit)

B. System für Selbständige :

a) Krankheit, Mutterschaft : Mit den regionalen Gegenseitigkeits­
kassen vertraglich verbundene Träger

b) Alter :
— System für Handwerker : Caisse nationale de l'organisation

autonome d'assurance-vieillesse des
travailleurs non salariés des profes­
sions artisanales (CANCAVA) Staat­
liche Kasse der autonomen Altersver­
sicherung der Selbständigen in den
handwerklichen Berufen)

System für Handel- und
Gewerbetreibende : Caisse interprofessionnelle d'assu­

rance vieille'sse des industriels et com­
mer^ants d'Algerie et d'outre-mer
(CAVICORG) (Gemischtgewerbliche
Altersversicherungskasse für Handel­
und Gewerbetreibende in Algerien
und Übersee)

Sections professionnelles "(Berufsstän­
dische Abteilungen)
Caisse nationale des barreaux franfais
(CNBF) (Staatliche Kasse der franzö­
sischen Anwälte)

— System für die freien Be­
rufe :

— System für Anwälte :
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C. Seeleute :

i ) Invaliditätsrenten :

ii ) Altersrenten :

Section „Caisse générale de prévoy­
ance des marins" du quartier des af­
faires maritimes (Abteilung „Allge­
meine Vorsorgekasse für Seeleute"
der Schiffahrtsdirektion)
Section „Caisse de retraite des ma­
rins" du quartier des affaires mariti­
mes (Abteilung „Rentenkasse für See­
leute" der Schiffahrtsdirektion)

Caisse d'allocations familiales (Fami­
lienbeihilfenkasse) des Wohnorts der
betreffenden Person"

D. Familienleistungen :

iv) Abschnitt G :

— Unter Nummer 1 , linke Spalte , wird vor Buchstabe a) folgende Überschrift
eingefügt :
„A. Arbeitnehmer :"

— Am Ende von Nummer 1 wird folgendes eingefügt :
„B. Selbständige :

Sachleistungen : Gebietsmäßig zuständiger örtlicher
Gesundheitsdienst"

— Unter Nummer 2 , linke Spalte , wird vor Buchstabe a) folgende Überschrift
eingefügt :
„A. Arbeitnehmer :"

— Am Ende von Nummer 2 wird folgendes angefügt :
„B. Selbständige (auf Röntgenärzte

beschränkt) :

a) Sachleistungen : Gebietsmäßig zuständiger örtlicher
Gesundheitsdienst

b) Körperersg.tzstücke und grö­
ßere Hilfsmittel , rechtsmedi­
zinische Leistungen und ent­
sprechende Untersuchungen
und Bescheinigungen : Istituto nazionale per l'assicurazione

contro gli infortuni sul lavoro (Staat­
liche Unfallversicherungsanstalt), Pro­
vinzialstellen

c) Geldleistungen : Istituto nazionale per l'assicurazione
contro gli infortuni sul lavoro (Staat­
liche Unfallversicherungsanstalt), Pro­
vinzialstellen"

— Unter Nummer 3 , linke Spalte , wird vor Buchstabe a) folgende Uberschrift
eingefügt :
„A. Arbeitnehmer :"
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— Am Ende von Nummer 3 wird folgendes angefügt :
,,B. Selbständige :

a) für Ärzte :

b) für Apotheker :

c) für Tierärzte :

d) für Hebammen :

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza medici (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgeeinrichtung für Ärzte)
Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza farmacisti (Staatliche Vor­
sorge - und Fürsorgeeinrichtung für
Apotheker)

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza veterinari - (Staatliche Vor­
sorge- und Fürsorgeeinrichtung für
Tierärzte)

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza per le ostetriche (Staatliche
Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung
für Hebammen)

Cassa nazionale di previdenza per gli
ingegneri ed architetti (Staatliche
Vorsorgekasse für Ingenieure und
Architekten)

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favore dei geometri (Staat­
liche Vorsorge - und Fürsorgekasse
für Vermesser)

e) für Ingenieure und Architek­
ten :

f) für Vermesser :

g) für Anwälte und Rechtsbei­
stände :

h) für Diplomkaüfleute :

i) für Buch- und Wirtschafts­
prüfer :

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favore degli avvocati e dei
procuratori (Staatliche Vorsorge- und
Fürsorgekasse für Anwälte und
Rechtsbeistände)

Cassa nazionale =di previdenza ed a.s­
sistenza a favore dei dottori commer­
cialisti (Staatliche Vorsorge- und Für­
sorgekasse für Diplomkaufleute)

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favore dei ragionieri e periti
commerciali (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgekasse für Buch- und
Wirtschaftsprüfer)
Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza per i consulenti del lavoro
(Staatliche Vorsorge- und Fürsorge­
einrichtung für Sozialrechtsberater)
Cassa nazionale notariato (Staatliche
Kasse für Notare)

Fondo di previdenza a favore degli
spedizionieri doganali (Vorsorgefonds
für Zollagenten)"

j ) für Sozialrechtsberater :

k) für Notare :

1) für Zollagenten :

Unter Nummer 5 , linke Spalte , wird nach „Arbeitslosigkeit" hinzugefügt
„(bei Arbeitnehmern)".
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— Unter Nummer 6 , linke Spalte, wird nach „Familienbeihilfen" hinzugefügt
„(für Arbeitnehmer)".

v) Abschnitt H :

Die Nummern 2 , 3 und 5 erhalten folgende Fassung^
„ 2 . Invalidität, Alter, Tod (Renten):

a) für Arbeiter : Etablissement d'assurance contre la
vieillesse et l'invalidité (Alters­
und Invaliditätsversicherungsanstalt) ,
Luxembourg '

b) für Angestellte und selbstän­
dige Angehörige freier Be­
rufe : Caisse de pension des employés privés

(Rentenkasse der Privatangestellten),
Luxembourg

c) für Selbständige in ; Hand­
werk, Handel und Industrie : .Caisse de pension des artisans , des

commerçants et industriels (Renten­
kasse für Handwerker, Kaufleute und
Gewerbetreibende), Luxembourg

d) für Selbständige in der Land­
wirtschaft : Caisse de pension agricole (Landwirt­

schaftliche Rentenkasse), Luxem­
bourg

3 . Arbeitsunfall und Berufskrank­
heit :

a) für Arbeitnehmer und Selb­
ständige in Land- und Forst­
wirtschaft : Association d'assurance contre les ac­

cidents , section agricole et forestière
(Unfallversicherungsanstalt, land­
urid forstwirtschaftliche Abteilung),
Luxembourg

b) in allen anderen Fällen von
Pflicht- oder freiwilliger
Versicherung : Association d'assurance contre les ac­

cidents , section industrielle (Unfall­
versicherungsanstalt, gewerbliche
Abteilung), Luxembourg

5 . Familienleistungen :

a) für Arbeiter : Caisse d'allocations familiales des
ouvriers près l'établissement d'assu­
rance contre la vieillesse et l'invalidité
(Kasse für Familienbeihilfen an Arbei­
ter bei der Alters- und Invaliditätsver­
sicherungsanstalt), Luxembourg
Caisse d'allocations familiales des em­
ployés près la caisse de pension des
employés privés (Kasse für Familien­
beihilfen an Angestellte bei der
Rentenkasse der Privatangestellten),
Luxembourg"

b) für Angestellte :
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c) ANHANG 10

i ) In Abschnitt A werden die Nummern 3 bis 6 zu den Nummern 4 bis 7 , und fol­
gende Nummer wird eingefügt :
,, 3 . Bei Anwendung des Artikels 14a der

Verordnung und der 1 Artikel IIa
und 12a der Durchführungsverord­
nung : Institut national d'assurances sociales

pour travailleurs indépendants ,
Bruxelles — Rijksinstituut voor de
sociale verzekeringen der zelf­
standigen , Brussel (Staatliche Sozial­
versicherungsanstalt für Selbständige)''

ii) Abschnitt B :

— Unter Nummer 1 , linke Spalte , wird nach „des Artikels 11 Absatz 1 " einge­
fügt „des Artikels IIa".

— Die Nummern 2 bis 5 werden zu den Nummern 4 bis 7 , und die folgenden
Nummern werden eingefügt :
,,2 . Bei Anwendung des Artikels 14

Absatz 1 Buchstabe b), des Arti­
kels 14a Absatz 1 Buchstabe b)
und des Artikels 14b Absätze 1

und 2 der Verordnung : Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt
für soziale Sicherheit), Kobenhavn

3 . Bei Anwendung des Artikels 17
der Verordnung : Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt

für soziale Sicherheit), Kobenhavn"

lii) Abschnitt C :

— Nummer 2 erhält folgende Fassung :
,,2 . Bei Anwendung

— des Artikels 14 Absatz 1
Buchstabe a), des Artikels
14b Absatz 1 und bei Ver­
einbarungen nach Artikel 17
der Verordnung, in Verbin­
dung mit Artikel 1 1 der
Durchführungsverordnung,

— des Artikels 14a Absatz 1
Buchstabe a) und bei Ver­
einbarungen nach Artikel 17
der Verordnung, in Verbin­
dung mit Artikel IIa der
Durchführungsverordnung,

— des Artikels 14 Absatz 2
Buchstabe b), des Artikels
14a Absatz 2 Satz 1 , des Ar­
tikels 14b Absatz 2 und bei
Vereinbarungen nach Artikel
17 der Verordnung, in Ver­
bindung mit Artikel 12a der
Durchführungsverordnung,
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— des Artikels 14 Absatz 3 , des
Artikels 14a Absatz 3 und
des Artikels 14c Absatz 1
Buchstabe a) und bei Ver­
einbarungen nach Artikel 17
der Verordnung, in Verbin­
dung mit Artikel 12a der
Durchführungsverordnung :
a) krankenversicherte Per­

son : Träger, bei dem sie krankenversichert
ist

b) nicht krankenversicherte
Person : Bundesversicherungsanstalt für Ange­

stellte , Berlin"

— Nummer 3 erhält folgende Fassung :

,, 3 . Bei Anwendung des Artikels 44
Absatz 1 Buchstabe b), des Arti­
kels 14a Absatz 1 Buchstabe b),
des Artikels 14b Absätze 2 und
3 (jeweils in Verbindung mit Ar­
tikel 14 Absatz 1 Buchstabe b))
der Verordnung : Bundesverband der Ortskrankenkas­

sen , Bonn 2"

— Nummer 4 erhält folgende Fassung :
„4 . Bei Anwendung des Artikels 14a

Absatz 4 und des Artikels 1 7
der Verordnung : Bundesverband der Ortskrankenkas­

sen, Bonn 2"

— Nummer 11 , linke Spalte , erhält folgende Fassung :
„ 11 . Bei Anwendung des Artikels

14d Absatz 2 der Verord­
nung :"

IV) Abschnitt D :

— Unter Nummer 2 , linke Spalte , wird „des Artikels 11 Absatz 1 " ersetzt durch
„des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe a) und des Artikels 12a".

— Die Nummern 3 bis 9 werden zu den Nummern 4 bis 10 , und folgende
Nummer wird eingefügt :
„ 3 . Bei Anwendung der Artikel IIa

und 12a der Durchführungsver­
Ordnung : Caisses mutuelles régionales (Regio­

nale Krankenkassen auf Gegenseitig­
keit)"

— Die neue Nummer 5 erhält folgende Fassung :
„5 . Bei Anwendung des Artikels 17

in Verbindung mit Artikel 14
Absatz 1 und' Artikel 14a Absatz
1 der Verordnung :
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I ) Systeme : mit Ausnahme des
landwirtschaftlichen Systems : Direction régionale des affaires sani­

taires et sociales (Regionaldirektion
für Gesundheits- und Sozialwesen)

ii) landwirtschaftliches System : Ministere de l'agriculture (Landwirt­
schaftsministerium), Paris"

v) In Abschnitt E werden die Nummern 2 bis 7 zu den Nummern 5 bis 10 ; die
Nummern 1 und la erhalten folgende Fassung :
„ 1 . Bei Anwendung des Artikels 14

Absatz 1 und des Artikels 14b Ab­
satz 1 der Verordnung sowie des
Artikels 1 1 Absatz 1 Buchstabe a)
der Durchführungsverordnung :
a) im allgemeinen : Ιδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων

(IKA), Αθήνα (Sozialversicherungs­
anstalt), Athen
Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο, '
(ΝΑΤ), Πειραιάς (Rentenkasse für
Seeleute), Piräus

b) für Seeleute :

2 . Bei Anwendung des Artikels 14
Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer i) der
Verordnung und des Artikels 12a
Absatz 1 der Durchführungsver­
ordnung : Ιδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων

(IKA), Ά-9ήνα (Sozialversicherungs­
anstalt), Athen

3 . Bei · Anwendung des Artikels 14a
Absatz 1 und des Artikels 14b Ab­
satz 2 der Verordnung sowie des
Artikels IIa Absatz 1 Buchstabe a)
der Durchführungsverordnung :
a) im allgemeinen : "Ιδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων

(IKA), 'Αθήνα (Sozialversicherungs­
anstalt), Athen
Ναυτικό 'Απομαχικό Ταμείο
(ΝΑΤ), Πειραιάς (Rentenkasse für
Seeleute), Piräus

b) für Seeleute :

4 . Bei Anwendung des Artikels 14d
Absatz 2 der Verordnung :
a) im allgemeinen : Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων

(IKA), 'Αθήνα (Sozialversicherungs­
anstalt), Athen
Ναυτικό 'Απομαχικό Ταμείο
(ΝΑΤ), Πειραιάς (Rentenkasse für
Seeleute), Piräus"

b) für Seeleute :

vi) In Abschnitt F, Nummer 1 , linke Spalte , wird nach „des Artikels 11 Absatz 1 ,
eingefügt „des Artikels IIa."

vii) Abschnitt G :

— Nummer 3 wird zu Nummer 4 , und folgender Absatz wird eingefügt :
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,, 3 . Bei Anwendung der Artikel IIa
und 12a der Durchführungsver­
ordnung :
für Ärzte :

für Apotheker :

für Tierärzte :

für Hebammen :

für Ingenieure und Architek­
ten :

für Vermesser :

für Anwälte und Rechtsbei­
stände :

Ente nazionale di previdenza ed as­
sistenza medici (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgeeinrichtung für Ärzte)
Ente nazionale di previdenza ed as­
sistenza farmacisti (Staatliche Vor­
sorge - und Fürsorgeeinrichtung für
Apotheker)

Ente nazionale di previdenza ed as­
sistenza veterinari (Staatliche Vor­
sorge - und Fürsorgeeinrichtung für
Tierärzte)

Ente nazionale di previdenza ed as­
sistenza per le ostetriche (Staatliche^
Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung
für Hebammen)

Cassa nazionale di previdenza per gli
ingegneri ed architetti (Staatliche
Vorsorgekasse für Ingenieure und
Architekten)

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favore dèi geometri (Staat­
liche Vorsorge- und Fürsorgekasse
für Vermesser)

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favole degli avvocati e dei
procuratori (Staatliche Vorsorge - und
Fürsorgekasse für Anwälte und
Rechtsbeistände)

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favore dei dottori commer­
cialisti (Staatliche Vorsorge - und Für­
sorgekasse für Diplomkaufleute)

Cassa nazionale di previdenza ed as­
sistenza a favore dei ragionieri e periti
commerciali (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgekasse für Buch- und
"Wirtschaftsprüfer)
Ente nazionale di previdenza ed as­
sistenza per i consulenti del lavoro
(Staatliche Vorsorge - und Fürsorge­
einrichtung für Sozialrechtsberater)
Cassa nazionale notariato (Staatliche
Kasse für Notare)

Fondo di previdenza a favore degli
spedizionieri doganali (Vorsorgefonds
für Zollagenten)"

für Diplomkaufleute :

für Buch- und Wirtschafts­
prüfer :

für Sozialrechtsberater :

für Notare :

für Zollagenten :

— Die Nummern 4 bis 7 werden zu den Nummern 5 bis 8 .
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viii) Abschnitt H :

— Die Nummern 1 und 2 erhalten folgende Fassung :
,, 1 . Bei Anwendung des ■ Artikels

14d Absatz 2 der Verordnung : Der je nach Art der ausgeübten beruf­
lichen Tätigkeit zuständige Träger

2 . Bei Anwendung des Artikels 6
Absatz 1 der Durchführungs­
verordnung : Das je nach Art der zuletzt im Groß­

herzogtum ausgeübten Beschäftigung
oder selbständigen Tätigkeit zustän­
dige System"

— Unter Nummer 3 , linke Spalte , wird nach „des Artikels 11 Absatz 1 " einge­
fügt „des Artikels IIa".

— Unter Nummer 4 erhält die rechte Spalte folgende Fassung : „Centre d'infor­
matique, d'application et de perception des cotisations , commun aux institu­
tions de sécurité sociale . (Gemeinsame Zentralstelle für Datenverarbeitung,
Mitgliedschaft und Beitragseinzug für die Träger der sozialen Sicherheit),
Luxembourg.

— Unter Nummer 5 , linke Spalte , wird die Bezugnahme auf Artikel 89 gestri­
chen .

— Nummer 7 erhält folgende Fassung :

„7 . Bei Anwendung des Artikels 91
Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung :

a) Invalidität, Alter, Tod (Ren­
ten) : ;
i) für Arbeiter : Etablissement d'assurance contre la

vieillesse et l'invalidité (Alters­
und - Invaliditätsversicherungsanstalt),
Luxembourg

ii) für Angestellte und selb­
ständige Angehörige der
freien Berufe : Caisse de pension des employés privés

(Rentenkasse der Privatangestellten),
Luxembourg

iii) für Selbständige in
Handwerk, Handel und
Industrie : Caisse de pension des artisans , des

commerçants et industriels (Renten­
kasse für Handwerker, Kaufleute und
Gewerbetreibende), Luxembourgiv) für Selbständige in der

Landwirtschaft : Caisse de pension agricole (Landwirt­
schaftliche Rentenkasse), Luxem­
bourg

b) Familienleistungen :
i) für Arbeiter : Caisse d'allocations familiales des

ouvriers près l'établissement d'assu­
rance contre la vieillesse et l'invalidité
(Kasse für Familienbeihilfen an Arbei­
ter bei der Alters- und Invaliditätsver­
sicherungsanstait), Luxembourg
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ii) für Angestellte : Caisse d'allocations familiales des em­
ployés près la caisse de pension des
employés privés , (Kasse für Familien­
beihilfen an Angestellte bei der
Rentenkasse der Privatangestellten),
Luxembourg

iii) für Selbständige : Caisse d'allocations familiales des non
salariés (Kasse für Familienbeihilfen
an Selbständige), Luxembourg"

ix) ^Abschnitt I :

— Unter Nummer 1 , rechte Spalte , wird „Den Haag" ersetzt durch y,Zoeter­
meer".

— Unter Nummer 4, Buchstabe a), rechte Spalte , wird „Amsterdam" ersetzt
durch „Amstelveen".

— Unter Nummer 4 Buchstabe b), rechte Spalte , wird „Den Haag" ersetzt
durch „Zoetermeer".

x) In Abschnitt J , linke Spalte , wird nach „des Artikels 11 Absatz 1 " eingefügt „des
Artikels IIa".

(2 ) Folgender Anhang wird hinzugefügt :

„ANHANG 11

SYSTEME NACH ARTIKEL 35 ABSATZ 2 DER VERORDNUNG

(Artikel 4 Absatz 11 der Durchführungsverordnung) v

A. BELGIEN

System zur Ausweitung der Kränkenversicherung (Sachleistungen) auf Selbständige .

B. DANEMARK

Keine

C. DEUTSCHLAND

Keine

D. FRANKREICH

System für nicht in der Landwirtschaft tätige Selbständige
Gemäß Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung :

— Das System der Kranken- und Mutterschaftsversicherung für nichtlandwirtschaftliche
Beschäftigungen gemäß dem Gesetz vom 12 . Juli 1966 in der geänderten Fassung.

E. GRIECHENLAND

L Versicherungskasse der Handwerker und Kleingewerbetreibenden (TEBE)
I 2 . Versicherungskasse für Kaufleute
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3 . Krankenkassen für Rechtsanwälte :

a) Vorsorgekasse Athen
b) Vorsorgekasse Piräus
c) Vorsorgekasse Saloniki
d) Krankenkasse für Provinzanwälte (TYDE)

4 . Renten- und Selbstversicherungskasse der im Gesundheitswesen tätigen Personen
F. IRLAND

Keine

G. ITALIEN

Keine

H. LUXEMBURG

Keine

I. NIEDERLANDE

Keine

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH
Keine".

Artikel 3

Diese Verordnung und die Verordnung (EWG)
Nr. 1390/ 81 lassen Ansprüche unberührt, die vor In­
krafttreten dieser Verordnungen nach den Verord­
nungen (EWG) Nr . 1408 /71 und 574/72 erworben
wurden .

Artikel 4

Ubergangsvorschriften für Renten

b) für die Zeit ab Inkrafttreten dieser Verordnung
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1408 /71 in
der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 1390/81 .

Ergibt sich jedoch bei der Berechnung nach Buch­
stabe a) ein höherer Betrag als bei der Berechnung
nach Buchstabe b), so erhält die betreffende Person
weiterhin den Betrag, der sich bei der Berechnung
nach Buchstabe a) ergibt.
(2) Wird nach Inkrafttreten dieser Verordnung ein
Antrag auf Leistungen bei Invalidität, bei Alter oder
an Hinterbliebene beim Träger eines Mitgliedstaats
gestellt, so werden die Leistungen, die vor ihrem In­
krafttreten für denselben Versicherungsfall durch den
oder die Träger eines oder mehrerer anderer Mit­
gliedstaaten bereits festgestellt wurden, von Amts we­
gen gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1408 /71 in
der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 1390/81
neu festgestellt ; Artikel 3 bleibt unberührt .

( 1 ) Ist der Versicherungsfall vor dem Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Verordnung eingetreten,
ohne daß bereits vor diesem Zeitpunkt für den Ren­
tenantrag eine Feststellung erfolgt ist, und sind auf­
grund dieses Versicherungsfalls Leistungen für eine
Zeit vor diesem Zeitpunkt zu gewähren, so hat dieser
Antrag eine doppelte Feststellung zur Folge, und
zwar :

a) für die Zeit vor dem Inkrafttreten dieser Verord­
nung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1408 /71
bzw. gemäß Vereinbarungen zwischen den betref­
fenden Mitgliedstaaten sowie

Artikel 5

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des siebten
Monats nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 8 . Dezember 1981 . Im Namen des Rates

Der Präsident

N. TEBBIT


